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fur den 4-streifigen Ausbau der B 10
zwischen der AS ,,B 48, Wellbachtal“
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Raumvertraglichkeitsprifung
gemal § 15 Raumordnungsgesetz i.V.m. § 17 Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz
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A  Gutachterliche Stellungnahme

Unter Beachtung der im Landesentwicklungsprogramm (LEP) IV und im Einheitlichen Regi-
onalplan (ERP) Rhein-Neckar (2014) sowie im Regionalen Raumordnungsplan (ROP)
Westpfalz (2012) enthaltenen Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie nach Ab-
wagung der sich aus § 2 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 1 Abs. 4 Landespla-
nungsgesetz (LPIG), dem LEP IV, dem ERP Rhein-Neckar und dem ROP Westpfalz erge-
benden Grundsatze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung

kommt die Obere Landesplanungsbehdérde zu folgendem

Ergebnis:

Der geplante 4-streifige Ausbau der B 10 zwischen der AS ,,B 48, Wellbachtal“ und
der ,AS Queichhambach” entspricht in der Variante B1+ den Erfordernissen der
Raumordnung und Landesplanung, wenn die nachfolgenden Auflagen erfillt und die

weiteren Anregungen und Hinweise berucksichtigt werden.

1.

Die Ausgestaltung der Linienflihrung bleibt der Detailplanung unter Beachtung stadtebauli-
cher, verkehrstechnischer, naturschutzfachlicher, wasserwirtschaftlicher und landeskultu-

reller Gesichtspunkte vorbehalten.
2.

Im Rahmen des nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens ist sicherzustellen, dass der
Ausbau des vorliegenden Abschnitts nicht zur Aberkennung des Schutzstatus fur das Bio-
spharenreservat fuhrt. Es wird eine fruhzeitige Abstimmung mit dem MAB-Nationalkomitee

sowie dem Bezirksverband Pfalz empfohlen.

Fur das Planfeststellungsverfahren ist die Datengrundlage der UVS auf den neuesten Stand
zu bringen und es sind aktuelle Kartierungen durchzufuhren. Dabei ist nachzuweisen, dass
der Ausbau grundsatzlich mit den naturschutzfachlichen Vorgaben vereinbar ist. Entspre-
chende Vermeidungs- und Minimierungsmafnahmen sind frihzeitig mit der Oberen Natur-

schutzbehorde abzustimmen.



Um die Zerschneidungswirkung der Trasse zu minimieren sind ferner Querungshilfen/Grin-
bricken zur Wiedervernetzung vorzusehen. Die Standorte sind ebenfalls in Zusammenar-

beit mit der Oberen Naturschutzbehdérde festzulegen.

Um eine erhebliche Beeintrachtigung fur den Ameisenblauling, den Grofl3en Feuerfalter und
die Grune Keiljungfer im Bereich sudlich der Queich nach Mdglichkeit auszuschliel3en, sind
Malnahmen umzusetzen, die zur Schadensbegrenzung und Koharenzsicherung beitragen.
In der Detailplanung gilt es daher eine Trasse zu finden, die einerseits eine Verlegung der
Queich moglichst vermeidet und andererseits die Wiesenflachen als Lebensstatte der Falter

erhalt.
3.

Die Trasse und insbesondere die Tunnelportale sind so zu optimieren, dass moglichst wenig
Wald in Anspruch genommen wird. Unabwendbarer Waldverlust ist entsprechend auszu-

gleichen.
4.
Fur das nachfolgende Planfeststellungsverfahren sind die Verkehrszahlen zu aktualisieren.

Die Einhaltung der Larmgrenzwerte der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung
(BImSchV) vom 12.06.1990 ist fur die vom Ausbau beruhrten Siedlungsbereiche im Plan-

feststellungsverfahren nachzuweisen.

Aktiver Larmschutz hat in jedem Fall Vorrang vor passivem Larmschutz. Notwendige aktive
Larmschutzmalnahmen sind in Abstimmung mit den betroffenen Kommunen durch geeig-

nete Gestaltung in das Orts- und Landschaftsbild einzupassen.
5.

Im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens ist ein Fachbeitrag Klima zu er-
arbeiten, um betriebsbedingte und lebenszyklusbedingte Treibhausgasemissionen zu be-

trachten und zu bilanzieren.

Die Einhaltung der jeweils gesetzlich festgelegten Grenzwerte fur Schadstoffemissionen ist

nachzuweisen.

Ferner ist zu Uberprifen, ob es an dem Tunneleingang bzw. -ausgang zu einer erhéhten
Konzentration von Schaftstoffen kommt. Ggf. sind entsprechende Luftungsanlagen usw.

vorzusehen.



6.

Die Mdglichkeit fir einen zweigleisigen Ausbau der Schienenstrecke im Queichtal ist grund-

satzlich zu erhalten.

Unabhangig vom weiteren Ausbau der B 10 wird dringend empfohlen, auch die Mdglichkeit

eines zumindest partiellen zweigleisigen Ausbaus der Schienenstrecke zu untersuchen.
7.

Fur das Planfeststellungsverfahren ist der Nachweis der Gewasservertraglichkeit sowie der

.Fachbeitrag EU-Wasserrahmenrichtlinie“ zu erbringen.

Im Rahmen der Detailplanung ist darauf zu achten, dass die Trasse moglichst wenig die
Wasserschutzzonen Il und Il tangiert. Eine frihzeitige Abstimmung mit der Oberen Was-
serbehorde ist zwingend erforderlich, um entsprechende Auflagen zum Schutz der Wasser-

schutzzonen festzusetzen.

Die Berechnung des Verlustes an Retentionsraumvolumen bzw. des erforderlichen Aus-
gleichs hat im Zuge des Planfeststellungsverfahrens zu erfolgen. Um den Belangen des
vorbeugenden Hochwasserschutzes gerecht zu werden, ist darauf zu achten, dass die In-
anspruchnahme des Retentionsraumes auf das absolut Notwendige reduziert wird. Die

Obere Wasserbehorde ist frihzeitig in die entsprechenden Untersuchungen einzubinden.
8.

Die durch die Flacheninanspruchnahme und Flachendurchschneidung bedingten Eingriffe

in die landwirtschaftlichen Flachen sind auf das unvermeidbare Mal} zu beschranken.

Um insbesondere die Betroffenheit fur den Rothenhof zu reduzieren ist es erforderlich, die
Trasse so festzulegen, dass mdglichst keine bewirtschafteten Flachen des Hofes in An-
spruch genommen werden. Sollte eine Inanspruchnahme unumganglich sein, sind nach
Méoglichkeit Ersatzflachen bereitzustellen. Der Verlauf der Trasse ist gegenliber dem/den

Betreiber(n) des Hofes frihzeitig zu kommunizieren.

Im Ubrigen ist darauf zu achten, dass im Rahmen von Kompensationsmafnahmen auf Nut-
zungsextensivierungen bestehender landwirtschaftlicher Nutzflachen verzichtet wird. Soll-
ten sich dennoch landwirtschaftliche Betroffenheiten ergeben, ist eine Abstimmung mit der

Landwirtschaft erforderlich.



9.

Die raumordnerisch festgelegte Linienfuhrung berlGhrt und kreuzt verschiedene Leitungen.
Bei der weiteren Planung ist eine rechtzeitige Abstimmung mit den entsprechenden Versor-

gern vorzunehmen.
10.

Die von den Tragern offentlicher Belange in Teil D der gutachterlichen Stellungnahme naher

dargelegten Anregungen und Hinweise sind bei der weiteren Planung zu bertcksichtigen.

Ebenso ist das Ergebnis der raumordnerischen Bewertung und Abwagung in Teil E der gut-

achterlichen Stellungnahme bei der weiteren Planung zu beachten.
11.

Durch die gutachterliche Stellungnahme werden erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse

und/oder Bewilligungen nach anderen Rechtsvorschriften nicht ersetzt.

Ist innerhalb eines Zeitraumes von funf Jahren kein Planfeststellungsverfahren auf der
Grundlage dieser gutachterlichen Stellungnahme eingeleitet worden, entscheidet die zu-
standige Landesplanungsbehdrde, ob eine neue Raumvertraglichkeitsprifung durchzufih-

ren ist.
12.

Nach Realisierung des Vorhabens ist der Trassenverlauf der Oberen Landesplanungsbe-

hérde zum Eintrag in das Raumordnungskataster gem. § 22 LPIG anzuzeigen.

B Gegenstand der Raumvertraglichkeitspriifung

Gegenstand der Raumvertraglichkeitsprifung (RVP) ist der Ausbau der B 10 zwischen der
AS ,B 48, Wellbachtal“ und der AS ,Queichhambach®. Grundlage fir den Ausbau dieses
Streckenabschnitts ist das Gesetz Uber den Ausbau der Bundesfernstral’en. Diesem Ge-
setz ist der Bedarfsplan flr Bundesfernstral’en als Anlage beigefugt. Vorliegende Mal3-
nahme ist im Bundesverkehrswegeplan in die Kategorie ,weiterer Bedarf mit Planungsrecht
(WB*)“ eingestuft, was bedeutet, dass das Vorhaben bis zur Rechtskraft weitergeplant wer-

den kann.

Mit dem 4-streifigen Ausbau soll insbesondere das bestehende erhebliche Gefahrenpoten-

tial in den Tunnelabschnitten, das aufgrund der Einbahnigkeit der Strecke besteht, beseitigt
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werden. Zudem soll die Verkehrssicherheit durch eine Verringerung der Staugefahr erhoht
werden. Schliellich ist durch den Ausbau ein stetiger Verkehrsablauf und ein einheitliches
Geschwindigkeitsniveau zu erwarten, was eine Verbesserung der Larm- und Abgasemissi-

onen mit sich bringen soll.
FuUr die Raumvertraglichkeitsprifung wurden insgesamt zehn Varianten untersucht.

Der Landesbetrieb Mobilitat Speyer hat fur die zu untersuchenden Varianten folgende Un-

terlagen vorgelegt:
Erlauterungsbericht, inkl. (Ubersichts-) Lageplane, Héhenlageplane und Kostenermittlung

Umweltvertraglichkeitsstudie, VSG-/FFH-Vorprufungen bezuglich der Vogelschutzgebiete
,Pfalzerwald“ und ,Haardtrand“ sowie des FFH-Gebietes ,Biospharenreservat Pfalzerwald®,
Artenschutzprognose sowie allgemein verstandliche, nichttechnische Zusammenfassung

(Fa. Naturprofil Planung und Beratung, Friedberg, Marz/Mai 2021)

Trassenvarianten:

Variante A1 verlauft weitgehend parallel zu den bestehenden Tunnel- und Freistrecken der
B 10. Die Trasse beginnt ca. 300 m vor der Anschlussstelle (AS) B 48 und endet nach der
AS ,Queichhambach®. Die bestehende B 10 bleibt fir den Richtungsverkehr PS — LD erhal-
ten. Es sind insgesamt 3 Tunnelbauwerke (Lange 0,4 km, 1,6 km und 2,2 km) vorgesehen.

Die Gesamtlange betragt ca. 8.890 m.

Variante A2 beginnt ebenfalls ca. 300 m vor der AS ,B 48“. Unmittelbar hinter der AS ,B
48" wird das Grafenhausener Tal mit einem ca. 3,6 km langen Tunnelbauwerk umfahren,
bevor die Trasse auf Hohe der AS ,Annweiler West* wieder annahernd parallel zur beste-
henden B 10 bis zur AS ,Queichhambach® gefuhrt wird. Hierbei verlauft die neue Trasse
u.a. auf einer Lange von ca. 2,2 km in einem zweiten Tunnelbauwerk. Die bestehende B 10
bleibt fir den Richtungsverkehr PS — LD erhalten. Die Gesamtlange belauft sich auf etwa

9.340 m. Variante A2 wurde vom Antragsteller als Vorzugsvariante ausgewabhilt.

Variante B1 beginnt an gleicher Stelle wie die Varianten A. Im Anschluss an die AS ,B 48°
folgt gradlinig ein 2-streifiger Tunnel fir die Richtung LD — PS mit einer Lange von 4,6 km
bis an den sudlichen Rand des ,Unteren Hasenbachtals®. Das Tal nach Grafenhausen sowie
die Bahnstrecke wird mit Brlicken uberquert, bevor die Trasse auf die bestehende B 10 trifft
und bis zur AS ,Queichhambach® weitergeflhrt wird. Die bestehende B 10 bleibt fur den
Richtungsverkehr PS — LD erhalten. Die Trasse ist etwa 7.640 m lang.



Variante B1+ verlauft identisch mit Variante B1, jedoch in einem ca. 5,3 km langen Tunnel.
Sie schlie3t nérdlich von Queichhambach in Tieflage wieder an die B 10 an. Die tiefergelegte
Trasse unterquert anschlielRend sowohl die K 4 nach Grafenhausen als auch die Bahnlinie.

Ab der Querung der Queich wird die Trasse auf die bestehende Hohenlage der B 10 geflhrt.

Die bestehende B 10 bleibt flr den Richtungsverkehr PS — LD erhalten. Die Gesamtlange

belauft sich ebenfalls auf 7.640 m.

Variante B1a ist mit Variante B1 identisch, wird jedoch als 2-réhriger Tunnel (mit je zwei
Fahrstreifen) geplant. Die bestehende B 10 ist bereichsweise umzuwidmen und dient der

ErschlieBung der angrenzenden Ortsgemeinden. Die Gesamtlange betragt ca. 7.640 m.

Variante B2+a verlauft zunachst als 2-rohriger Tunnel analog zu Variante B1+. Das insge-
samt 5,9 km lange Tunnelbauwerk unterquert jedoch nérdlich von Queichhambach die
Bahnlinie sowie die Queich bis zur AS ,Queichhambach®. Die bestehende B 10 ist bereichs-
weise umzuwidmen und dient der ErschlieRung der angrenzenden Ortsgemeinden. Die Ge-

samtlange betragt ca. 7.700 m.

Variante B3 beginnt ebenfalls 300 m vor der AS ,B 48“. Die bestehende AS ,B 48" wird zu
einem teilplanfreien Knotenpunkt ausgebaut. Anschliel3end verlauft die Trasse in einem ca.
4,6 km langen Tunnelbauwerk (mit einer Rohre) bis nordlich der Klaranlage von Annweiler
am Trifels. Unmittelbar anschlieBend wird die Trasse mit Hilfe eines Uberflihrungsbauwer-
kes Uber die Bahnlinie geflhrt. Die AS ,Annweiler Ost* wird zu einem teilplanfreien Knoten-
punkt umgebaut. Der 4-streifige Ausbau endet an der AS ,Queichhambach®. Die beste-
hende B 10 bleibt fir den Richtungsverkehr PS — LD erhalten. Die Trasse hat eine Gesamt-

lange von etwa 7.920 m.

Variante B3a ist identisch mit Variante B3, wird jedoch als 2-réhriger Tunnel (4-streifiger
Basistunnel) geplant. Die Anbindung an die bestehende B 10 erfolgt im Bereich der AS
LAnnweiler Ost* mit Hilfe eines 220 m langen Uberfiihrungsbauwerks. Die alte B 10 wird
bereichsweise umgewidmet und dient der Erschliefung der angrenzenden Ortsgemeinden.

Die Gesamtlange der Trasse belauft sich auf ca. 7.920 m.

Variante D3 verlauft als grolRraumige Umfahrung mit 7 Tunnelstrecken und 3 Briickenbau-
werken sudlich von Annweiler. Die Trasse beginnt an der AS ,Wilgartswiesen® und verlauft
anschliefend sudlich von Rinnthal, Sarnstall, Annweiler am Trifels und Queichhambach.
300 m ostlich der AS ,Queichhambach® trifft die Trasse wieder auf die B 10. Die Trasse ist

ungefahr 11.110 m lang.



Variante D2/A1 beginnt ebenfalls an der AS ,Wilgartswiesen®. Die neu zu bauende Rich-
tungsfahrbahn (PS — LD) verlauft sidlich von Rinnthal in einem Tunnel, um zwischen
Rinnthal und Sarnstall sowohl die Bahntrasse als auch die L 490 mit einem Bruckenbauwerk
zu queren. Anschliel3end geht die Trasse auf die bestehende B 10 uber. Die Richtungsfahr-
bahn ab Landau ist nahezu identisch mit Variante A1, wobei jedoch die Trasse vor der Que-
rung des Grafenhausener Tals in den bestehenden Kostenfelstunnel Gberfihrt wird. Die Ge-

samtlange der Variante belauft sich auf etwa 10.650 m.

Fur alle Varianten gilt, dass die jeweils betroffenen Anschlussstellen zu teilplanfreien Kno-

tenpunkten ausgebaut werden.

Eine detaillierte Beschreibung der Varianten enthalt der Erlauterungsbericht mit den beilie-

genden Lageplanen.

C Verlauf des Verfahrens

Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz hat
mit Schreiben vom 21.12.2021 die Durchfliihrung eines Raumordnungsverfahrens’ fiir den
4-streifigen Ausbau der B 10 zwischen der AS ,B 48, Wellbachtal“ und der ,AS Queichham-
bach® beim Ministerium des Innern und fur Sport, Oberste Landesplanungsbehdérde, bean-

tragt.

Mit Schreiben vom 28.01.2022 hat das Ministerium des Innern und fir Sport die Obere Lan-
desplanungsbehdrde der Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Std mit der Durch-

fuhrung des Raumordnungsverfahrens beauftragt.

Die SGD Sud, Obere Landesplanungsbehoérde, hat mit Schreiben vom 17.02.2022 eine
schriftliche Anhérung eingeleitet, um das Vorhaben mit anderen Fach- und Einzelplanungen
von Uberdrtlicher Bedeutung abzustimmen und die Ubereinstimmung mit den Erfordernis-

sen der Raumordnung und Landesplanung zu bestatigen bzw. herbeizuftuhren.

An dem ROV wurden 40 Behorden, Gemeinden, Verbande und sonstige Stellen beteiligt.
Die Beteiligung der Offentlichkeit erfolgte gemaR § 17 Abs. 7 LPIG. Nach ortsiiblicher Be-
kanntmachung haben die Unterlagen bei der Verbandsgemeindeverwaltung Hauenstein
vom 01.04.2022 bis einschliel3lich 31.05.2022 und bei der Verbandsgemeindeverwaltung

' Im Rahmen der Anderung des Raumordnungsgesetzes (in Kraft seit 28.09.2023) wurde das Raumordnungs-
verfahren in Raumvertraglichkeitsprifung umbenannt.
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Annweiler am Trifels vom 03.03.2022 bis einschlief3lich 31.05.2022 6ffentlich ausgelegen.
Darlber hinaus konnten die Unterlagen auf der Internetseite der SGD Sid

(www.sgdsued.rlp.de unter Service & Offentlichkeitsbeteiligung-Bekanntmachungen =

Raumordnung) eingesehen werden.

Wahrend der Planauslegung wurden 173 Einwendungen Privater vorgebracht, die, soweit
es sich um Uberortliche raumbedeutsame Belange handelte, in die Abwagung einbezogen

wurden.

Die im Rahmen der schriftlichen Anhérung und der Offenlage von den Verfahrensbeteiligten
und den privaten Einwendern vorgetragenen Bedenken und Anregungen wurden dem Lan-
desbetrieb Mobilitat zur Auswertung und Stellungnahme fur den Erdrterungstermin dbermit-
telt.

Der Erorterungstermin fand am 13.06.2024 im Hohenstaufensaal in 76855 Annweiler am
Trifels statt. Hierzu waren mit Schreiben vom 08.05.2024 alle Verfahrensbeteiligte sowie

Vertreter/innen der Burgerinitiativen eingeladen worden.

Zu Beginn des Erorterungstermins legte der LBM dar, dass flir den vorliegenden Strecken-
abschnitt in dem aktuell gultigen Bedarfsplan fir Bundesfernstralten (Bundesverkehrswege-
plan 2030) lediglich eine Erweiterung von 2 (bzw. 3) auf 4 Fahrstreifen vorgesehen sei. Dies
bedeute, dass alle Varianten mit einem 4-streifigen Neubau der B 10 (B1a, B2+a und B3a)
nicht dem Bedarfsplan entsprachen und somit auch nicht weiterverfolgt werden kénnten.

Damit reduziere sich die Anzahl der mdglichen Varianten auf sieben-2

Ferner erklarte der LBM, dass man nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen
erkannt habe, dass die bisherige Vorzugsvariante A2 nicht tragfahig bzw. umsetzbar sei.
Nunmehr setze man auf die Variante B1+ als neue Vorzugsvariante. Bei dieser Variante
gebe es u.a. geringere naturschutzfachliche Betroffenheiten und der anspruchsvolle Umbau
der AS ,Annweiler-West* wirde entfallen. Dartber hinaus beinhalte diese Variante wichtige

Elemente der sog. ,Burgervariante®.

2 Die Varianten B1a, B2+a und B3a werden deshalb in der raumordnerischen Abwagung nicht weiter beriick-
sichtigt.


file://///netapp2.sgdsued.rlp/Referat_41$/Raumordnung&Landesplanung/Hillers/Verkehr/Straße/ab%202020/B10_ROV_4spuriger%20Ausbau%20zw.%20Rinnthal_Queichhambach/Einleitung%20ROV%20B10%20Ausbau/www.sgdsued.rlp.de%20

D Zusammenfassung der Stellungnahmen

Die schriftlichen Stellungnahmen der Verfahrensbeteiligten dienten dem Zweck, das Vorha-
ben hinsichtlich seiner Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und

Landesplanung zu uberprufen und mit anderen Fach- und Einzelplanungen abzustimmen.

Aufgrund der Vielzahl und des Umfangs der eingegangenen Stellungnahmen werden diese
im nachfolgenden Abschnitt in Bezug auf die vorgetragenen fachlichen Belange nur aus-
zugsweise aufgeflhrt sowie Stellungnahmen mit ahnlich lautendem Inhalt zusammenge-
fasst. Die nachfolgende Wiedergabe ist daher nicht als abschliellend zu betrachten. Die
vollstandigen Stellungnahmen sind als Anlage beigefugt und werden Inhalt der gutachterli-

chen Stellungnahme.

Der Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim, erklart, dass der funktionsgerechte Aus-
bzw. Neubau der B 10 zwischen Pirmasens und Landau als ,grof3raumige Stralenverbin-
dung“ (Kategorie I) im aktuell gultigen Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (ERP) 2014
nachrichtlich aus dem Landesentwicklungsprogramm Rheinland-Pfalz (LEP IV 2008) und

dem BVWP ubernommen worden sei.

Grundlage der verkehrlichen Bewertung sei das im Erlauterungsbericht erwahnte Verkehrs-
gutachten aus dem Jahr 2014. Im Rahmen dieses Gutachtens sei auf Basis der Verkehrs-
zahlen aus dem Jahr 2013 eine Prognose fur die kunftige verkehrliche Entwicklung bis zum
Jahr 2030 durchgefuhrt worden. Es werde des Weiteren dargestellt, dass eine Aktualisie-
rung dieser Untersuchung nicht erforderlich sei. Fur diese Darstellung erfolge jedoch kei-
nerlei Begrundung oder nachvollziehbare Erlauterung. Die Erarbeitung eines neuen Ver-
kehrsgutachtens auf Basis aktueller Daten, insbesondere fur die Prognose bis 2030, sei

somit winschenswert.

Gemal Raumnutzungskarte des ERP Rhein-Neckar befanden sich im Untersuchungsraum
diverse freiraumsichernde regionalplanerische Ziel- und Grundsatzfestlegungen. Gemaf
Erlauterungskarte Natur, Landschaft und Umwelt des ERP Rhein-Neckar befanden sich im
Untersuchungsraum daruber hinaus mehrere Flachen mit hoher bis sehr hoher klimadkolo-
gischer Bedeutung. Der gesamte Bereich des Untersuchungsraums sei nach der Erlaute-
rungskarte von besonderer Bedeutung fur Fremdenverkehr und Naherholung. Diese As-
pekte seien teilweise als Begrundungselemente fur die Ausweisung der Regionalen Grun-

zuge in der Raumnutzungskarte des ERP herangezogen worden.
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Vor diesem Hintergrund wirden alle Ausbauvarianten zu Betroffenheiten von Ziel- und
Grundsatzfestlegungen des Einheitlichen Regionalplans fuhren. Bei den Ausbauvarianten
B2a+ sowie B1 + seien dabei im Vergleich zu den anderen Varianten die vsl. geringsten
Konflikte mit den freiraumsichernden regionalplanerischen Festlegungen zu erwarten, da
sie weniger freie Strecken beanspruchen wurden (Variante B2+a: 1.400 m, Variante B1+:
1.880 m) und die Neuversiegelungsflache ebenfalls vergleichsweise gering ausfalle (Vari-
ante B2+a: 36.400 m2, Variante B1+: 48.880 m2). Die Vorzugsvariante A2 beanspruche im
Vergleich hierzu 3.170 m freie Strecke und habe eine Neuversiegelungsflache von 82.420

m2.

Nach der UVS wurde die Variante B1+ in einer Gesamtschau von allen Varianten die ge-
ringsten Auswirkungen sowohl auf die Schutzglter als auch auf das FFH-Gebiet 6812-301
.Biospharenreservat Pfalzerwald“ aufweisen. In den Einzelreihungen der UVPG-
Schutzguter seien bei dieser Variante insbesondere die Schutzguter Tiere, Boden, Land-
schaft und mit minimalen Abstrichen auch das Schutzgut Pflanzen am geringsten betroffen.
Die Vorzugsvariante A2 werde hier mit Bewertungen zwischen IV und VI erheblich schlech-
ter bewertet. Im Bereich des Schutzgutes Mensch schneide die Variante B2+a am besten
und die Variante B1+ noch besser ab als die Vorzugsvariante A2, die mit Pos. VIl fast die
grofliten Belastungen fur die Anwohnerinnen und Anwohner verursachen wirde. Insgesamt

werde die Variante B2+a jedoch schlechter bewertet als die Variante B1+.

In Bezug auf die Umweltauswirkungen sei die Variante B1+ insgesamt die Variante mit den
geringsten Konflikten, auch deutlich besser bewertet als die Variante A2, die auf Pos. IV
eingestuft werde. In der verkehrlichen Bewertung schneide sie mit Pos. Ill nur unwesentlich
schlechter als die durch den LBM favorisierte Variante A2 ab. In der Gesamtgegenuberstel-
lung aus straRenbautechnischer und 6kologischer Sicht sei die Variante B1+ entsprechend

mit A2 auf Pos. | der Gesamtplatzierung wiederzufinden.

Dass die Variante B1+ aufgrund der nicht gegebenen Madglichkeit, alle Fahrbeziehungen
herzustellen und somit aus rein verkehrlichen Griinden hinter die Variante A2 zurliickgestuft
werde, sei aufgrund der massiven umweltdkologischen Auswirkungen eine nicht nachvoll-
ziehbare Praferenz, zumal die Erreichbarkeit der Ortsteile Gber die L 490 in ausreichender

Form gegeben sei.
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Aus den aufgefuhrten Grunden komme man nach sorgfaltiger Abwagung und unter Einbe-
ziehung der im ERP Rhein-Neckar vorgegeben Ziele zu dem Ergebnis, dass im Rahmen

des ROV der Variante B1+ der Vorzug zu geben sei.

Die Planungsgemeinschaft Westpfalz, Kaiserslautern, begrif3t den Fortgang des durch-
gangig 4-streifigen Ausbaus der B 10. Man aulRere keine Praferenz in Bezug auf die Vari-
anten. Wichtig erscheine die Berucksichtigung der ganzheitlichen B-Varianten, v.a. unter
Beachtung der Schonung der sensiblen Umwelt, des Larmschutzes der Einwohner, der Ver-
kntpfung mit dem bestehenden StraRennetz und der Vermeidung von Belastungen értlicher
Durchgangstral3en im Falle der Sperrung einzelner Fahrtrichtungen oder ganzer Tunnelab-

schnitte.

Die Kreisverwaltung Siidliche WeinstraBe, Landau, und die Verbandsgemeindeverwal-
tung Annweiler am Trifels, Annweiler am Trifels, merken an, dass im Rahmen des ROV
die Moglichkeit der Sperrung der B 10 fur den LKW-Transitverkehr nicht untersucht und
somit auch nicht in das ROV mit einbezogen worden sei. Die B 10 habe sich inzwischen zu
einer groRraumigen Verkehrsachse entwickelt, was den CO2-Ausstold im Queichtal erheb-
lich steigen lasse. Des Weiteren sei die Elektrifizierung der Bahnstrecke Landau - Pirma-
sens und der Bau eines zweiten Gleises nicht mit aufgegriffen bzw. nur kurz abgetan wor-
den. Bei den Varianten A1 / A2 / B3 / B3a / D2-A1 sei im Bereich der Trassenbindelung
zwischen der K 4 und der Klaranlage Annweiler am Trifels kein zweites Gleis mehr mdglich.
Auch ware der mittelfristig angedachte Bahnhaltepunkt Queichhambach/Grafenhausen

nicht mehr machbar.

Auf Seite 17 des Erlauterungsberichtes werde beschrieben, dass die Bereiche des Queich-
tals im Hinblick auf die Frisch-und Kaltluftentstehung klimatische Ausgleichsfunktionen hat-
ten. Sowohl die Talraume als auch die offenen Hang- und Plateaulagen seien Kaltluftsam-
melgebiete. Des Weiteren sei das Queichtal eine Abflussbahn flr Talabwinde und Luft-
strome mit Richtung auf den Ausgang des Queichtales. Aus diesem Grunde sei es umso
wichtiger, dass das Queichtal nicht durch Bauwerke durchschnitten werde. Hier ware die
Lésung der sog. Blrgervariante von grolRem Vorteil, da diese die Kaltluftstréme nicht unter-

breche.

Die Zahlen, welche fur die Verkehrsprognose 2030 herangezogen wurden, leiteten sich von

einer Verkehrsuntersuchung aus dem Jahre 2014 ab. Diese Zahlen seien sehr ungenau und
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schon heute erreicht. Dies gelte insbesondere fur den LKW-Verkehr. Es werde daher eine

Aktualisierung der Verkehrsprognose gefordert.

Des Weiteren sei aus den Kostenaufstellungen nicht ersichtlich, ob hier Kosten fir den not-
wendigen Grunderwerb fur den Bau der Nebenanlagen, Zufahrten zu den Rettungsstollen
sowie fur evtl. notwendige Flachen fur Ausgleichs- und Kompensationsmal3hahmen enthal-
ten seien. Betriebsbedingte Folgekosten, u.a. fir Rettungseinrichtungen pro Tunnel, wirden
ebenfalls nicht komplett betrachtet. Aus diesem Grunde sei hier kein seridéser Variantenver-

gleich und eine Bewertung maoglich.

Es wurden bei der Bewertung unterschiedliche Mal3stabe angelegt. Zum Einem werde der
Larm bewertet, dann die Kosten und schlussendlich die Langsneigung, sodass die vorge-
legte Matrix keinen Variantenvergleich zulasse. Das Bewertungssystem sei methodisch

nicht nachvollziehbar.

In dem Erlauterungsbericht werde dargelegt, dass u.a. die Vorzugsvariante A2 unter Ver-
kehr gebaut werden solle. Da wahrend der Bauphase immer wieder mit Sperrungen der B
10 alt zu rechnen sei, musste der Verkehr durch die Queichtalgemeinden gefuhrt werden,
was zur Folge hatte, dass mit sehr gro3en Staus zu rechnen sei. Bei einer mehrjahrigen
Bauphase der Vorzugsvariante unter Verkehr sei dies u.a. mit erheblichem Stress, bis hin
zu einer gesundheitlichen Gefahrdung der Anwohner, verbunden, was nicht tolerierbar sei.
Wahrend der Bauphase sei zudem mit erheblichen Emissions- und Immissionsbelastungen
in den betroffenen Gemeinden zu rechnen. Bei der Realisierung der sog. Blrgervariante
wurden die Belastungen minimiert werden und der Bau unter Verkehr ware mit minimierten

Belastungen flur die Bevolkerung moglich.

Bezuglich der sicherheitstechnischen Bedenken bei Variante A2 werde auf die beigefligte

Stellungnahme verwiesen.

Im Ergebnis werde deshalb der Bau eines 4-spurigen Basistunnels, analog der vorgestellten

Blrgervariante, gefordert.

Die 0.g. Punkte werden auch in den Stellungnahmen der Stadtverwaltung Annweiler am
Trifels (incl. Ortsteilen) sowie der Ortsgemeinde Rinnthal aufgeflihrt und behandelt. Fer-
ner wird eine Stellungnahme mit Bewertungen bzw. Gegendarstellungen zu verschiedenen

Aussagen im Erlduterungsbericht angehangt (siehe Anlage).
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Daruber hinaus wird bemangelt, dass bei den Auswirkungen auf die Entwicklungsmoglich-
keiten der Gemeinden nicht auf die moglichen Folgen des Vorhabens auf die Siedlungsent-
wicklung, die Verkehrsentwicklung (2. Bahngleis), die Erholung sowie die touristische Ent-

wicklung eingegangen werde.

Ferner sei das Bewertungssystem falsch und methodisch nicht nachvollziehbar. Aus dem
Erlauterungsbericht zum ROV kénne nirgendwo der Anteil der ,Freien Strecken“ abgelesen
werden, man musse ihn sich selbst errechnen. Im Text werde allerdings durchgehend er-
wahnt, dass die Beeintrachtigungen der Schutzglter umso geringer seien, je langer der

Tunnelanteil sei. Dies werde in der Bewertung nicht berlcksichtigt.

Die Varianten A1/ A2 sowie D2-A1 kdnnten aufgrund des erhdhten Larmaufkommens, der
Schadstoffimmissionen, der klimatischen Belastungen sowie aus stadtebaulichen Aspekten
nicht akzeptiert werden. Bei Unfallen oder Wartungsarbeiten misse der Verkehr wieder

durch die Ortslagen umgeleitet werden.

Die Varianten B1/B1a/ B3/ B3a / D3 kdnnten daruber hinaus auch unter dem Aspekt der

Zerstoérung des Landschaftsbildes nicht akzeptiert werden.

Im Ergebnis werde daher ebenfalls der Bau eines 4-spurigen Basistunnels, analog der vor-

gestellten Burgervariante B2+a, gefordert.

Die Kreisverwaltung Sudwestpfalz, Pirmasens, begruf3t vollumfassend den Ausbau. Eine
fachliche Praferenz fir eine bestimmte Variante werde aufgrund der geringen raumlichen
Betroffenheit fur nicht zweckdienlich gehalten, wenngleich die Varianten mit Tunnel (u.a.

B1+ und B2a+) befurwortet wurden.

Der Bund fir Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Rheinl.-
Pfalz e. V., Mainz, erklart, dass das Vorhaben mangels Bedarfs abgelehnt werde. Eine ak-
tuelle Bedarfsuntersuchung liege nicht vor. Die alte Verkehrsuntersuchung vom 20.3.2014
(vgl. Unterlage 15.4 im PFV Felsnase Hauenstein, 14.3.2019) entspreche nicht dem aktuel-
len Stand der Technik (vgl. FGSV 168/2, 2020).

Weitaus gravierender stelle sich der Umstand dar, dass Gberhaupt kein Planungsauftrag fir
den vierspurigen Basistunnel bestehe, da dieser Uber das FernstralRenausbauanderungs-
gesetz vom 23.12.2016 nicht abgedeckt sei. Denn dort sei nur die Erweiterung auf 4 Fahr-
streifen aufgenommen und daher der Kostenrahmen auf 370 Mio. € fir das Gesamtprojekt

begrenzt, sodass allein der vierspurige Basistunnel etwa die festgelegte Investitionssumme
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umfassen wirde (vgl. PRINS, B10, Hauptprojekt, Abb. 1. Flir den Abschnitt B48-Annweiler-
Ost wurde eine Investitionssumme von 158 Mio. € fiir die Erweiterung (kein Neubau) auf 4
Fahrspuren vorgesehen.) Da im BVWP nur eine Erweiterung auf 4 Fahrspuren angelegt sei,
stehe dem ein Neubau entgegen. Dieser sei als aliud-Planung zu begreifen. Man fordere
daher die Einstellung des ROV, da derzeit Varianten eingebracht seien, die nicht vom Pla-

nungsauftrag gedeckt seien.

Die Minderungsvorgaben des aktuellen Klimaschutzgesetzes, entsprechend § 3 und § 13
KSG von 2021 wirden bei der Planung nicht eingehalten. Auch daher sei die Planung ein-

zustellen.

Alternativ sollte geprift werden, ob der Kompromissvorschlag aus der Mediation von 2013
nicht umgesetzt werden kénne, der auf den vierspurigen Tunnelausbau verzichte und vor
den bestehenden Tunnel eine Trichterlésung zur Abminderung der Geschwindigkeit im

Ubergang auf den zweistreifigen Querschnitt vorsehe.

Zu den ROV-Unterlagen habe man eine fachgutachterliche Stellungnahme bei der Marbur-
ger Fachagentur RegioConsult in Auftrag gegeben, die hier vollumfanglich zum Gegenstand

der BUND-Stellungnahme gemacht werde.
Nachfolgend werde eine Zusammenfassung der wesentlichen Kritikpunkte wiedergegeben:

e Die Datengrundlage hinsichtlich der Erfassungen sei nicht ausreichend aktuell, da
vielfach Uber 5 Jahre alte Untersuchungen verwendet worden seien, welche fur die
Variantenbewertung ungeeignet seien.

e Die Baukostenschatzungen seien unvollstandig und der Sache nach nicht nachvoll-
Ziehbar abgeleitet.

e In der Gesamtreihung des Variantenvergleichs uber alle Schutzgtter (UVP) und den
Gebiets- und Artenschutz auf internationaler und nationaler Ebenen, liege nach Dar-
stellung in den Planunterlagen die Variante B1+ an erster Stelle, gefolgt von den
Varianten D2/A1 und B3. Erst an vierter Stelle folge die Vorzugsvariante A2. (Vgl.
Landesbetrieb Mobilitét Speyer, PNM Dahn-Bad Bergzabern (10.11.2021): B 10, 4-
streifiger Ausbau zwischen AS B 48 Wellbachtal und AS Queichhambach, Raumord-
nungsverfahren, Anlage 1 Erlduterungsbericht, Tabelle 9, S. 56)

e Betrachte man ausschlief3lich den Schutz durch Natura 2000, Artenschutz und das
nationale Rechtsregime sei die Variante D2/A1 am besten zu bewerten, gefolgt von

der Variante B1+. Die Vorzugsvariante A2 komme bei diesen Themen nur einmal auf
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den dritten sowie einmal auf den vierten Platz (vgl. Tabelle 15 bei RegioConsult).

e Aus naturschutzfachlicher Sicht seien die Varianten B1+ und D2/A1 vorzugswurdig.
Die Auswahl der Variante A2 als Vorzugsvariante konne unter naturschutzfachlichen
Gesichtspunkten nicht nachvollzogen werden.

e Das Resumee der Gutachter des Landes, die die Variante A2 aus Sicht der Umwelt-
vertraglichkeit als nur ,bedingt geeignet” einstufe, sei in der Tendenz richtig. Regio-
Consult stufe nach der Sichtung der Unterlagen den Eingriff aber noch als deutlich
schwerwiegender ein als die Gutachter der UVP. Die Varianten B1+ (lange Tunnel-
strecke) und D2/A1 seien bedeutend umweltvertraglicher, wobei der Ausbauvariante
D2/A1 aber der Vorzug zu geben ware.

e Die Gesamtreihungin der UVS verdeutliche die Vorzugswirdigkeit der Varianten B1+
und D2/A1. Der Einschatzung fur die Vorzugsvariante A2 konne nicht gefolgt werden
(vgl. Tabelle 16 bei RegioConsult).

e Da die Kosten fur die Variante B1+ mit 256,928 Millionen Euro gunstiger seien als
die der Variante A2 (291,695 Millionen Euro), sei die Variante B1+ unter diesem As-
pekt vorzugswiurdig. Die Variante D2/A1 sei mit 344,631 Millionen Euro deutlich teu-
rer. (Vgl. LBM (2021): Kostenermittlung, S. 3, 5, 10)

Ein wesentlicher Mangel der ROV-Unterlagen sei die nicht erfolgte Darstellung der Nullva-

riante bzw. der Null-Plus-Variante (kombinierter 3-/4-streifiger Ausbau).

Gem. § 2 Abs. 1 Nr. 3 UVPG umfasse das zu untersuchende Schutzgut ,Klima“ nach der
jungsten Fassung des UVPG auch eine Betrachtung der Auswirkungen des Vorhabens auf
das globale Klima (Treibhausgasemissionen - THG). Die Betrachtung der Auswirkungen

des Vorhabens auf das globale Klima fehle jedoch in den bislang vorgelegten Unterlagen.

Zur Betrachtung der Auswirkungen der vorliegenden MalRnahme auf das globale Klima
kénne auf die im Zuge der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans erhobenen Daten
nicht mehr zurtickgegriffen werden, da es sich um eine neue Mallnahme handele, fir die
derzeit kein Planungsauftrag des Bundes bestehe. Dieser kdnne auch nicht durch einen

Abstimmungstermin erteilt werden, sondern nur im formlichen Verfahren.

Im Ergebnis kénne daher festgestellt werden, dass der Bau der B10-Tunnel nicht bewertet
werden kénne. Insgesamt sei infolge des induzierten Verkehrs von einer Erhéhung der

THG-Emissionen im Vergleich zum Prognose-Nullfall auszugehen.
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Nach aktuellem Stand konnten schadliche Auswirkungen des Vorhabens auf das Global-

klima jedenfalls nicht ausgeschlossen werden, sie seien vielmehr zu erwarten.

Eine aktuelle Verkehrsuntersuchung, die den kompletten 4-streifigen Ausbau zwischen Pir-

masens und Landau begrinden konnte, liege nicht vor.

Der Landesjagdverband Rheinl.-Pfalz e.V., Gensingen, erklart, dass alle Varianten inten-
siv anhand von Kartenmaterial und im Feldstudium geprift worden seien. Es sei die Prog-
nose der Wahrscheinlichkeit eines Eintretens von Verbotstatbestdnden nach § 44
BNatschG untersucht worden. Dabei seien Vogelarten, Fledermausarten, Insektenarten,
Amphibien und Reptilienarten, Weichtierarten, Pflanzenarten auf Relevanz Uberprift wor-
den. AnschlielRend seien die Auswirkungen des Vorhabens auf tatsachliche, vorhandene

und mogliche Habitate einbezogen und untersucht worden.

Das Ergebnis zeige, dass infolge des Ausbaus bei allen Varianten fir etwa 40 Arten eine
hohe Wahrscheinlichkeit des Eintretens von Verbotstatbestanden § 44 Abs. 1 in Verbindung
mit Abs. 5 BNatschG bestehe. Dieses konnten auch durch zu planende bzw. festzusetzende
variantenbezogene CEF-Ausgleichsmalinahmen nur zum Teil verhindert oder vermindert
werden. Der Verbotstatbestand des Totens sei bei der Baufeldausraumung zu erwarten,
wobei Tiere und ihre Entwicklungsstufen in ihren Reproduktions- und Aufzuchtarealen ge-
totet werden konnten. Dies finde insbesondere in bislang unberthrten Bereichen und Bioto-

parealen und durch die Durchquerung von Migrationsachsen und von Leitstrukturen statt.

Hierbei seien insbesondere 2-réhrige Tunnel (vierspurig, Basistunnel) im Vorteil, zumal
auch die Risiken, die in der jetzigen Streckenfihrung der B 10 bestinden, aufgehoben wir-
den. Dieses gelte in ihrer Betroffenheit auch fur ortsgebundene Fledermause, Wechselwege
von Wildkatze und Luchs sowie flr bestimmte Vogelarten, die in ausgepragtem Malie auf

Wasserstrukturen angewiesen seien.

Bei den Tunnelldsungen waren die Totungsrisiken nur im Bereich von Fahrstreifenadditio-
nen und Tunneleingdngen maoglich, und das nur, wenn dort der Lebensraum entscheidend
verandert werde. Im Einmundungsbereich des Wellbachtals (bei allen vorliegenden Varian-
ten) und am Tunnelausgang Annweiler Ost (bei allen vorliegenden Varianten) lagen solche
Areale. Zerstérungen von Biotopen und Lebensraumen zur Aufrechterhaltung von Ruhe und

Fortpflanzung als weiterer Verbotstatbestand treffe vor allem ortsgebundene Arten.

Bei den Baumalinahmen sei zur Vermeidung der oben genannten Schadigungen die zeitli-
che Anpassung der Baumalinahmen an den Lebensablauf der Arten in ihrem Lebenszyklus
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von ganz vorrangiger Bedeutung. Die Errichtung von Querungshilfen in Form von Offnungen
und Uberwindungsstrukturen, aber auch abschlieBende Schutzeinrichtungen, wie Zaune
und Pflanzungen, kénnten die gefahrdenden Eingriffe zumindest stark reduzieren. Eventuell
kamen auch AusgleichsmalRnahmen, insbesondere ortsnahe landschaftliche Pflanzmal3-
nahmen bzw. Errichtung von entsprechenden Ausweicharealen zum Einsatz und waren er-
forderlich. Auch eine Umsiedlung bestimmter Reptilienarten kdme in Betracht. Diese einzel-
nen AusgleichsmalRnahmen missten im zuklnftigen Planfeststellungsverfahren bertck-

sichtigt werden.

Nach Abwagung aller Komponenten und Bedingungen musse die starkste Gewichtung des
Bauvorhabens auf dem Schutz und dauerhaften Erhalt von Natur und Landschaft liegen.
Obwohl auch die umweltglnstigen Varianten zumindest in bestimmten Abschnitten Nach-
teile hatten, deren Abwagung gegeneinander nicht sicher moglich sei, seien diese in klarem
Vorteil. So sei es bei der Variante D2/A1 die grof3tmdgliche Weiterbenutzung schon errich-
teter Strukturen und Verringerung der zusatzlichen Fahrbahnen im Biotop westlich von An-
nweiler (Hahnenbachtal). Bei der Variante B1+ sei die durchgehende lange Tunnelstrecke

Landau - Pirmasens der Vorteil.

Insgesamt werde aus Sicht des Natur- und Umweltschutzes jedoch die Variante B3a bevor-
zugt. Auch in Abwagung aller anderer Komponenten, wie Menschen, Landschaftsschutz,
Wasserwirtschaft, Bautechnik und Zukunftsfahigkeit kAme man zu diesem Ergebnis. Durch
den Doppeltunnel und die Beibehaltung der alten Strecke (mit Rickstufung zur Umgehungs-
stral’e) werde es sowohl im Baubetrieb als auch im Betrieb und bei Stérungen erhebliche
verkehrstechnische Entlastungen und Reserven geben. Das Hauptargument bleibe jedoch
die langfristige Entlastung von Natur und Umwelt sowie der Menschen im besonderen Le-
bensraum ,Pfalzerwald® und , Trifelsland®. Sie folge der Zeitenwende hin zur Nachhaltigkeit

und Umweltschutz.

Die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rheinl.-Pfalz e.V. und die Landes-Aktions-
Gemeinschaft Natur und Umwelt Rheinl.-Pfalz e.V., Obermoschel, sprechen sich auf-
grund der massiven Eingriffe in den Naturhaushalt, insbesondere dem Okosystem Wald,

gegen die Mallnhahme aus.

Der Naturschutzbund (NABU) Rheinl.-Pfalz, Ortsgruppe Annnweiler/Hauenstein, nimmt
wie folgt Stellung:

Mit einem Ausbau werde vor allem der LKW-Transitverkehr gefordert und die B 10 werde
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zu einer Verbindung im Transeuropaischen Netz. Die Region werde zum Transitkorridor
degradiert. Im Entwicklungskonzept fur das Biospharenreservat (S. 18) werde die Verringe-
rung des Guterverkehrs und die Starkung des OPNV im Biosphéarenreservat gefordert. Die
negativen Auswirkungen auf den Tourismus und das Wohnumfeld durch Larm und Abgase,
Flachenverbrauch und Zerschneidungswirkung seien offensichtlich, aber nicht ausreichend

berucksichtigt.

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) sehe lediglich eine Erweiterung von 2 auf 4 Spuren
vor. Dem entsprachen die Varianten als zweistreifig ausgelegte Richtungstrassen. Im Fall
der Zweistreifigkeit solle die Gegenrichtung jeweils von der bestehenden B 10 aufgenom-
men werden. Dem entspreche auch die Vorzugsvariante des LBM. Weitere Varianten seien
als vierstreifige Basistrassen mit 2-réhrigen Tunnel vorgesehen. Insofern sei zu bezweifeln,
ob das Raumordnungsverfahren mit vierspurigen Neubauten als Varianten dem durch das
FernstralRenausbauanderungsgesetz vom 23.12.2016 vorgegebenen Planungsrecht ent-
spreche oder hier nicht realisierbare Varianten als Scheinldsung prasentiert wirden. Damit
wlrde das Raumordnungsverfahren zu einer Farce degradiert. Auch fehle eine 0-Variante
(Kompromissvorschlag aus der Mediation 2013), die auf den vierspurigen Tunnelbau ver-
zichte und vor den bestehenden Tunneln eine Trichterldsung zur Verminderung der Ge-
schwindigkeit im Ubergang auf den zweistreifigen Querschnitt vorsehe, in Kombination mit
einer Sperrung der B 10 fur den LKW-Transitverkehr und Ertlichtigungsmalinahmen im Be-

stand (kreuzungsfreie Anschlisse).

Voraussetzung fur eine verkehrstechnisch vernunftige Losung sei die Verknupfung aller
Verkehrsbeziehungen an allen flachenminimiert ausgebauten bzw. auszubauenden Kno-
tenpunkten, um die vorhandenen engen Ortsdurchfahrten nicht mit zusatzlichem Verkehr zu
belasten. Dies gelte auch fur die Bauphase und die Wartungs- und Unterhaltungsarbeiten
an und in den Tunnel. Auch musse sichergestellt sein, dass die Queichtalstrecke zweigleisig
ausgebaut werde. Bei den Varianten A1/A2/B3/B3a/D2-A1 sei im Bereich der Trassenbun-
delung zwischen K 4 und Klaranlage Annweiler kein zweites Gleis mehr méglich und auch
der mittelfristig angedachte Bahnhaltepunkt Queichhambach nicht mehr realisierbar.

Gemal § 2 Abs. 1 Nr. 3 UVP-Gesetz umfasse das zu untersuchende Schutzgut ,Klima“
auch eine Betrachtung der Auswirkungen des Vorhabens auf das globale Klima. Angesichts

der Klimakrise sei dies zwingend geboten (Klimabeschluss des BVerfG). Eine CO2-
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Bilanzierung der Varianten, inklusive der Nullvariante, von der Bauphase bis in das anschlie-

Rende Betriebsstadium fehle.

Im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien sei vereinbart worden, dass der Bundesver-
kehrswegeplan im Sinne des Klimaschutzes Uberarbeitet und in einen Bundesverkehrs-
wege- und mobilitatsplan minden werde. Insofern ware ein Moratorium beim B 10-Ausbau
sinnvoll. Auch bei einer allfalligen Uberprifung des Bundesverkehrswegeplans sei dem Kii-
maschutzaspekt hohe Prioritat einzurdumen. Aullerdem wirde eine Kosten-Nutzen-Be-
trachtung dann vermutlich zu einem negativen Ergebnis bei der B 10 flhren, die ja nur mit
einem knapp positiven Nutzen-Kosten-Verhaltnis in den Bundesverkehrswegeplan aufge-

nommen worden sei.

Eine direkte Flacheninanspruchnahme am Schutzgebiet komme bei keiner der Varianten
zum Tragen. Die FFH-Vorpriufung auf Ebene des ROV/der UVS flir das Vogelschutzgebiet
6812-401 ,Pfalzerwald® komme zu dem Ergebnis, dass eine erhebliche Beeintrachtigung
des Vogelschutzgebietes in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mal3geb-
lichen Bestandteilen im Sinne des § 34 (2) BNatSchG sicher ausgeschlossen und eine wei-

tergehende, dezidierte VSG-Vertraglichkeitsprifung nicht erforderlich sei.

Auf 120 Seiten und 8 Karten werde dargelegt, dass sich nur unter Einsatz der aufgefuhrten
Schadensbegrenzungsmalinahmen im Zuge der meisten Varianten eine Aufhebung der pri-
mar festgestellten bzw. im Rahmen einer ,worst case“ Betrachtung vorsorglich benannten
erheblichen Beeintrachtigungen von Erhaltungszielen erreichen lasse. Im Ubrigen werde
bezweifelt, ob sich fur den Luchs im Rahmen einer FFH-Ausnahmeprufung ggf. Malinah-
men zur Koharenzsicherung fanden, die den an sie gestellten fachlichen Anforderungen
gerecht wirden. Wie solle beispielsweise an anderer Stelle im Schutzgebiet geeigneter Le-

bensraum fur den Luchs geschaffen werden?
Fazit:

Der grofdte Teil des Planungsraums sei Entwicklungszone des Biospharenreservats. Beson-
derer Schutzzweck der Entwicklungszone sei es, modellhafte Projekte zur Nachhaltigkeit,
insbesondere zur Schaffung von regionalen Wirtschaftskreislaufen, zur Energie- und Res-
sourceneffizienz, zur Vermarktung von regionalen Produkten und zur touristischen Entwick-
lung zu ermdglichen. Ziel sei es, eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung zu etablieren,
die den Anspriichen der Menschen generationenulbergreifend gerecht werde und gleichzei-
tig Natur und Umwelt schone.
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Die Forderung des Transitverkehrs stelle keine dauerhaft umweltgerechte und nachhaltige
Entwicklung dar und schade der touristischen Entwicklung. Es sei eine Stellungnahme der
deutschen UNESCO-Kommission zu dieser Planung erforderlich, da diese auch die turnus-

mafige Evaluierung Ubernehme.

In Bezug auf die FFH-Vertraglichkeitsprifung seien die Beeintrachtigungen bei allen Vari-
anten erheblich (UVS S. 162/Tabelle 31). Unter Berlcksichtigung schadensbegrenzender
Malnahmen falle die Bewertung nur bei Variante D2-A1 in der Tendenz besonders gunstig
und bei Variante B1+ in der Tendenz gunstig aus. Alle anderen Varianten seien in der Ten-
denz ungunstig oder sehr ungunstig. Bei der Vertraglichkeitsvorpriufung des VSG 6514-401
wurden sich keine entscheidenden Unterschiede bei den Varianten ergeben. Alle wirden

als nicht erheblich (ohne Bericksichtigung schadensbegrenzender MaRnahmen) eingestuft.

Dem Ergebnis bzw. der Empfehlung der UVS, dass jede der zur Diskussion gestellten Va-
rianten zur Verwirklichung einer durchgehend vierstreifigen B 10 im Raum um Annweiler am
Trifels mit erheblichen nachteiligen, insbesondere anlage- und betriebsbedingten, Umwelt-
auswirkungen verbunden sei, sei zuzustimmen. Auch baubedingt seien in Einzelfallen er-
hebliche Auswirkungen zu erwarten, wirden aber in Relation zu den dauerhaften anlage-

und betriebsbedingten Auswirkungen in den Hintergrund treten.

Unter Berlcksichtigung der nicht zu erfillenden Vorgaben einer verkehrstechnisch vernunf-
tigen Losung, des besonderen Schutzzwecks des Biospharenreservats, der bei allen Vari-
anten erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen sowie den bei den zur Abwagung in
der UVP empfohlenen funf Varianten auftretenden erheblichen Beeintrachtigungen kénne
man das Vorhaben mit allen Varianten nur ablehnen. Es sei in diesem Teil des Biospharen-
reservats nicht raumvertraglich. Daran andere auch die konsequente Umsetzung der dazu
in der UVS vorgeschlagenen und auf der Genehmigungsebene dann dezidiert zu planenden
MalRnahmen zur Vermeidung oder Minimierung nichts. Auch die Verluste und/oder Beein-
trachtigungen an Boden, Vegetationsbestanden, Lebensraumen von Tieren sowie aller wei-
terer Schutzguter wirden sich zwar nach der heutigen Gesetzeslage des BNatSchG aus-
gleichen oder kompensieren lassen. Es werde aber bezweifelt, dass die in jedem Fall erfor-
derlichen erheblichen Anstrengungen und Aufwendungen tatsachlich umgesetzt wirden

und zielfihrend seien.
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Das Biospharenreservat Pfalzerwald-Nordvogesen, vertreten durch den Bezirksver-
band Pfalz als Trager des deutschen Teils des grenziberschreitenden Biospharenreser-
vats, Lambrecht/Pfalz, erklart, dass besonders wichtig die Auffassung des MAB-
Nationalkomitees sei, das die deutschen Biospharenreservate und ihre Entwicklung regel-
maRig evaluiere und in seinen Stellungnahmen Vorgaben und Vorschlage fur die weitere
Entwicklung des Biospharenreservats unterbreite. Das Biospharenreservat Pfalzerwald sei
zuletzt im Jahre 2021 evaluiert worden und enthalte zum Thema ,Ausbau der B 10“ die
Aussage, dass dem MAB-Nationalkomitee bei der Erfullung der Schutzfunktion nach wie vor
Sorge bereite, dass es auch in den kommenden Jahren zur Fragmentierung des Pfalzer-
waldes kommen koénnte. Damit wirde die Reprasentativitat des Biospharenreservats als
gréflites zusammenhangendes Waldgebiet Deutschlands und damit eines seiner wesentli-

chen UNESCO-Anerkennungskriterien in Frage gestellt.

Es werde daher empfohlen, im Rahmen der Anhorung direkt eine Stellungnahme des MAB-

Nationalkomitees zu der geplanten Malinahme einzuholen.

Nach Auffassung des Bezirksverbandes Pfalz sollte von den vorgelegten Planungsvarianten
der Variante B1+ der Vorzug gegeben werden. Der Einschatzung des Landesbetriebs flr
Mobilitat, die Variante A2 als Vorzugsvariante einzustufen, werde ausdricklich widerspro-

chen.

In einem weltweit anerkannten Schutzgebiet der UNESCO, wie dem grenziiberschreitenden
Biospharenreservat Pfalzerwald/Nordvogesen, sollten die Auswirkungen des Bauvorha-
bens auf Natur und Landschaft viel starker als bisher geschehen in die Gewichtung bei der
Auswahl der vorgelegten Varianten einflieRen. Es komme deshalb einzig die Variante B1+
in Betracht. Diese habe, gemessen an den zu beachtenden Vorgaben, eindeutige Vorteile,
da sie nach derzeitiger Sachlage von allen Varianten die geringsten Eingriffe in Natur und
Landschaft sowie damit in Verbindung stehende artenschutzrechtliche Konsequenzen zur
Folge habe. Zudem seien die anfallenden Erdmassen geringer und die Neuversiegelung der
Bodenflache falle wesentlich geringer aus, was auch aus der Sicht der Land- und Forstwirt-
schaft zu begrifien sei. Eine erhebliche, die Umwelt zusatzlich belastende Verkehrsbeein-
trachtigung im laufenden Verkehr werde vermieden, weil lediglich bei den Anschlusspunkten
der neuen Tunnelstrecke an die vorhandene Trasse der B 10 im Osten und Westen Anbin-
dungsbaumalinahmen notwendig wirden, die verkehrsangepasst durchflhrbar seien. Eine
zusatzliche dauerhaft sichtbare Zerschneidungswirkung des Pfalzerwaldes als wesentliches
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Kriterium fur die Gefahrdung der Reprasentativitat des Biospharenreservats als grof3tes zu-
sammenhangendes Waldgebiet Deutschlands werde durch die Variante B1+ weitgehend
vermieden, weil die flr den vierstreifigen Ausbau in diesem Streckenabschnitt zusatzlich
bendtigten zwei Fahrspuren in einem groftenteils nicht sichtbaren zusatzlichen Tunnel
nordlich der vorhandenen Fahrtrasse hergestellt wirden. Zudem konnten bei der Variante
B1+ die vorhandenen zweispurigen Tunnelbauwerke weiter genutzt werden. Der Bau eines
neuen Kreisverkehrsplatzes mit einem Durchmesser von 100 Metern bei Annweiler-West
(wie bei Variante A2 vorgesehen), bei dem unter Verkehrsbelastung weit in den vorhande-

nen Felsen hineingebaut werden musste, sei komplett entbehrlich.

Die durch den LBM bevorzugte Variante A2 kdnne demgegenuber nur mit erheblichen Be-
eintrachtigungen des flieRenden Verkehrs gebaut werden, was bei jahrelanger Bauzeit und
dem hohen Verkehrsaufkommen erfahrungsgemaf zu erheblichen Verkehrsbehinderungen
fuhren und durch Staubildung, Larm und zusatzlichen Emissionen die Freizeit- und Erho-

lungsfunktion des Biospharenreservats Pfalzerwald erheblich beeintrachtigen werde.

Die bei der Variante B1+ angeflihrte fehlende Anbindung aller Verkehrsbeziehungen im An-
bindungsbereich der B 48 halte man flr hinnehmbar, weil die Vorteile dieser Variante aus

naturschutzfachlicher Sicht insgesamt deutlich Gberwiegen wirden.

Sollte die Entscheidung fallen, die Variante A2 zu realisieren, werde unabdingbar gefordert,
dass die empfohlenen Querungshilfen (Wildbricken) entlang der Queich bei Queichham-
bach und im Engtal vor der Wellbachmindung (beide Bereiche lagen aul3erhalb des vorlie-
genden Planungsraumes) spater auch tatsachlich gebaut wirden und dies bereits im Zuge

des jetzigen Verfahrens als verbindliches Planungsziel festgeschrieben werde.

Die Landwirtschaftskammern Rheinl.-Pfalz, Neustadt/W. und Kaiserslautern, erklaren,
dass die Planung auf der Grundlage der derzeit vorliegenden Unterlagen, insbesondere an
der Anschlussstelle Queichhambach, erkennbar massive landwirtschaftliche Betroffenhei-
ten ausldse, die fur die Vorzugsvariante und die begingt empfehlenswerten Varianten gleich-

ermalfden gelten wirden. Daher gelte aus landwirtschaftlicher Sicht folgendes:

e Die Anschlussstelle Queichhambach sei z.T. auf Bewirtschaftungsflachen des land-
wirtschaftlichen Betriebes Gut Rothenhof projektiert. Bei dem Betrieb handele es sich
um einen tierhaltenden Betrieb mit Milchkuh- und Ammenkuhhaltung mit Weidegang.
Aufgrund der Betriebsstruktur, insbesondere gepragt durch die Milchkuhhaltung, sei

der Betrieb auf den Erhalt von hofnahen Weide- und Auslaufflachen angewiesen.
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Daher sei im weiteren Verfahren die Planung so auszugestalten, dass fur den Bau
der Trasse, insbesondere ndrdlich der bestehenden B 10, sowie flr den geplanten
Anschluss weder stdlich noch nérdlich landwirtschaftliche Nutzflachen in Anspruch
genommen wurden. Dies bedeute, dass die Anschlussstelle nach Osten verschoben
werden musse.

Wirden Flachen flr den Straldenbau bendtigt, konnten diese nur sudlich der beste-
henden B 10 in Anspruch genommen werden. Dabei gelte zu bericksichtigen, dass
sudlich der B 10 ca. 5 - 6 ha teilarrondierte, auch beweidete Grunlandflachen des
Betriebes lagen. Diese seien uber eine Viehwegbrucke, die im Zuge des Baus der
heutigen B 10 in den neunziger Jahren errichtet worden sei, erschlossen. Diese Ver-
bindung sei zu erhalten.

Sollte die geplante Mallnahme mit einem Verlust an Bewirtschaftungsflachen ver-
bunden sein, werde angeregt, dem Betrieb Ersatzgelande zur Verfligung zu stellen.
Bezugnehmend auf die nach der BImSchV zwingend einzuhaltenden Larmpegel-
Grenzwerte seien nach Kap. 3.3.4.1 zu allen Varianten, insbesondere in der Ortsge-
meinde Queichhambach, erhebliche Auswirkungen zu erwarten. Demnach sei unab-
hangig vom Ergebnis des Raumordnungsverfahrens im anschliel3enden Planfeststel-
lungsverfahren der auf den landwirtschaftlichen Betrieb Gut Rothenhof einwirkende
Larm zu untersuchen und eine Vertraglichkeit nachzuweisen.

Alle Trassenvarianten seien mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden. Die
geringsten artenschutzrechtlichen Konsequenzen seien nach derzeitiger Sachlage
durch die Variante B1+ zu erwarten (Kap. 3.3.4.1). Bei allen Varianten wirden Mal}-
nahmen zum Ausgleich der Umweltauswirkungen und ggf. Artenschutz- bzw. CEF-
MafRnahmen erforderlich werden. Zur GroRenordnung und Lage seien in den Unter-
lagen keine Aussagen enthalten. Dabei seien landwirtschaftliche Betroffenheiten
nicht auszuschliel3en. Die bestehenden landwirtschaftlichen Strukturen im Untersu-
chungsgebiet seien zu erhalten und zu fordern, da mit der Landwirtschaft ein wesent-
licher Beitrag zur Offenhaltung erfolge. Demnach sollten naturschutzfachliche Kom-
pensationsmalRnahmen sowie MalRnahmen fir den Artenschutz schwerpunktmafig
durch Offenhaltungsmalinahmen von verbuschten Flachen bzw. Waldumbaumal3-
nahmen erfolgen. In diesem Zusammenhang verweise man auf die Regelungen des
§ 15 Abs. 3 BNatSchG. Auf Nutzungsextensivierungen bestehender landwirtschaftli-

cher Nutzflachen, wie bspw. die Umwandlung von Acker in Grinland, die Anlage von
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Streuobst, die Wiedervernassungen etc. sei zu verzichten. Wenn sich durch die Kom-
pensationsmalnahmen landwirtschaftliche Betroffenheiten ergeben wirden, sei im
Vorfeld eine enge Abstimmung mit der Landwirtschaft erforderlich. Fur die Umset-
zung der MaRRnahmen konnte ebenfalls die Stiftung Kulturlandschaft (www.kula-

rlp.de) bevorzugt beteiligt werden.

Unter Berlcksichtigung dieser Ausflihrungen seien sowohl die Variante A2 als auch B1+

denkbar. Es werde um Beteiligung im weiteren Verfahren gebeten.

Die Zentralstelle der Forstverwaltung, Neustadt/W., erklart, dass Wald gem. § 1 LWaldG
in der Gesamtheit und Gleichwertigkeit seiner Wirkungen dauerhaft zu erhalten und zu
schitzen sei. Aus forstfachlicher Sicht seien daher solche Varianten vorzugswiardig, bei de-
nen Eingriffe in Waldflachen moglichst unterbleiben oder geringgehalten wirden. Vor die-
sem Hintergrund erschienen Varianten mit Tunnellosungen grundsatzlich geeigneter als sol-
che in offener Bauweise, die neben dem Verlust naturnaher Landschaft auch freiraumzer-
schneidende Wirkung entfalten wirden. Varianten mit wenigen langen Tunneln wirden je-
nen mit mehreren kurzen Tunnel — bei jeweiligem Vorhandensein von Wald — forstlich be-
trachtet vorzugswurdig erscheinen, da Waldverlust primar im Bereich der Tunnelportale zu
erwarten sei und mit deren Reduktion daher auch eine reduzierte Waldinanspruchnahme
einhergehen wirde. Insb. Variante D3 (sieben Tunnel, ,langere Freistrecken durch ge-

schlossene Walder“, Unterlage 19.6, S. 5) werde daher abgelehnt.

Die Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz der SGD Sud,
Neustadt/W., erlautert, dass die Aussage unter den Ziffern 2.6 ,Ver- und Entsorgung“ und
3.4.2 ,Oberflachengewasser” der Umweltvertraglichkeitsstudie antiquiert, ungentigend und
nicht aussagekraftig seien. Auch die zum Schutzgut Wasser getroffenen Gesichtspunkte
seien unzureichend / ungentgend flr eine wasserwirtschaftliche Berticksichtigung und Be-

wertung.

Unabhangig von einer Umweltvertraglichkeitspriafung sei ein Nachweis der Gewasserver-
traglichkeit vorzulegen und zwingend ein Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie beizufligen.
Die Gewasservertraglichkeit sei aus qualitativer wie quantitativer Sicht zu belegen. Nach-
weise Uber die voraussichtliche Einwirkung des beabsichtigten Vorhabens auf Gewasser
bzw. Gewasserstrecken, Gewasserbenutzungen, Grundsticke, Bauten und sonstige Anla-
gen (z.B. bestehende Wasserrechte) im Einflussbereich des Vorhabens sowie auf die Aus-
Uubung der Fischerei mit Angaben tUber schadensverhutende und —mindernde Einrichtungen
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seien zu erbringen. Die MalRgaben der einschlagigen DWA-Arbeitsblatter und Regelwerke

seien einzuhalten.

Gemal § 27 WHG sowie den Vorschriften der Oberflachengewasserverordnung (OGewV)
seien in allen wasserrechtlichen Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren zu prufen, ob die
MaRnahmen zu einer Verschlechterung des Gewasserzustands fuhren konnten und ob die
Malnahmen dem Zielerreichungsgebot entgegenstiinden. Dazu sei zwingend die Vorlage
eines ,Fachbeitrages EU-Wasserrahmenrichtlinie” erforderlich. Der Bezug alleinig auf Rick-

haltung und Entsiegelung sei wenig aussagekraftig und nicht mehr zeitgemali.

Unabhangig von den zwingend einzuhaltenden Vorgaben zur Wasserhaushaltsbilanz und
den emissionsbezogenen Bewertungen werde eine Abstimmung mit dem LfU RLP in Bezug
auf immissionsbezogene Bewertungen bei dem sensiblen Gewasser Queich und den in der
Vergangenheit wiederkehrend auftretenden Gewasserverunreinigungen und Fischsterben,

auch unter Berucksichtigung der ,Auswirkungen der Verkehrsflachenabfllisse®, empfohlen.

Als Fazit werde festgehalten, dass die Planung insbesondere unzureichend und ungenu-
gend die Themen ,Erhalt des lokalen Wasserhaushalts®, ,Wasserhaushaltsbilanz®, ,emissi-
onsbezogene Bewertung“ und ggf. ,immissionsbezogene Bewertung® betrachte. Eine ab-

schlieliende Bewertung zu einer der bisher angedachten Varianten sei daher unmaoglich.
Daruber hinaus gebe man u.a. nachfolgende allgemeine Hinweise:

Alle Varianten, bis auf die Variante D3, wiirden mit dem Beginn (bzw. dem Ende) durch das
Trinkwassergewinnungsgebiet in der Nahe des Brunnens Queichhambach (ehemalige Zone
II) verlaufen. Der Brunnen werde noch zur Trinkwasserversorgung genutzt. Das zugehdrige
Wasserschutzgebiet sei nicht mehr gultig. Der Brunnen habe eine unbefristete Erlaubnis,

die Entnahme habe in den letzten Jahren ca. 30.000 m?®/a betragen.

Der Brunnen sei nur 37 m tief und habe keine Absperrung gegen oberflachennahe Einflisse.
Durch einen Neubau der B 10 in unmittelbarer Nahe des Brunnens sei mit Beeintrachtigun-
gen zu rechnen. Hier sei mit einem erhdhten Untersuchungsaufwand und ggf. weiteren kon-
tinuierlichen Messungen (Trubung, Leitfahigkeit usw.) zu rechnen sowie eine hydrogeologi-
sche Baubegleitung erforderlich.

Durch Rechtsverordnung vom 10.04.2002 seinen fiir den Abflussbereich der Queich Uber-

schwemmungsgebiete festgestellt worden. Wegen der Lage des Vorhabens innerhalb des
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Uberschwemmungsgebiets der Queich seien keine baulichen Anlagen oder Arbeiten, Erhé-
hungen der Erdoberflache, Aufschittungen, Malinahmen etc. erlaubt, welche zu einer Re-
duzierung des Retentionsraumes flihren wirden. Die Errichtung oder Erweiterung baulicher
Anlagen sei in Uberschwemmungsgebieten somit grundsétzlich untersagt (§ 78 WHG).
Nach § 4 (2) der v. g. Rechtsverordnung sei fur die geplante Mal3nahme folglich eine Aus-

nahme von den Verboten erforderlich.

Einer Verlegung der Queich, wie bei der Variante B2+a dargestellt, werde im Ubrigen nicht

zugestimmt.

Aussagekraftigen Angaben hinsichtlich der geplanten Entwasserung und dem Umgang mit
dem vor Ort anfallenden Niederschlagswasser und dem ggf. anfallenden Schichtenwasser
lagen nicht vor. Grundsatzlich wirden fur nicht behandlungsbedirftige Niederschlagswas-
ser folgende Prioritaten gelten: Versickerung vor Rickhalt vor Ableitung. Im Rahmen des 4-
streifigen Ausbaus der B 10 sei zu Uberprufen, ob mit vertretbarem Aufwand der vermehrte
Oberflachenabfluss am Entstehungsort durch Versickerung dem naturlichen Wasserkreis-

lauf wieder zugeflihrt werden konne.

Bei allen Varianten solle die Linienfihrung der B 10 in Tunnelabschnitten verlaufen. Es sei
beim Bau davon auszugehen, dass grole Mengen an Tunnelausbruch anfallen wirden.
Diese seinen vorrangig im Rahmen der BaumafRnahme wiederzuverwenden oder ordnungs-

gemal und schadlos zu entsorgen.

Die Obere Naturschutzbehorde der SGD Sud, Neustadt/W., erklart, dass jede der zehn
Varianten erhebliche Eingriffe in Natur und Landschaft, den Verlust gesetzlich geschutzter
Biotope und (ohne die Umsetzung schadensbegrenzender Malinahmen, deren Durchflhr-
barkeit und Wirksamkeit noch zu Uberprifen ware) erhebliche Beeintrachtigungen des FFH-
Gebietes ,Biospharenreservat Pfalzerwald“ bedingen wiirden sowie mit erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen auf die Tierwelt des betroffenen Landschaftsraums und somit voraus-
sichtlich auch mit einem Verstol3 gegen die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG
verbunden waren. Im Fazit der Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) heil3e es entsprechend:
,In jedem Fall sind erhebliche Anstrengungen und Aufwendungen erforderlich, die entste-
henden nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu kompensieren und den rechtlichen

Belangen des Arten- und Natura 2000-Gebietsschutzes zu genugen.”

Darlber hinaus sei auch das Biospharenreservat Pfalzerwald durch das Vorhaben erheblich

betroffen, zum einen durch den Verlust schutzwirdiger Flachen, aber auch durch massive
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Zerschneidungswirkungen in einer bedeutsamen Kernflache des landesweiten Biotopver-
bundes, von Wildtierkorridoren und Gewassern bzw. Gewasserauen mit Verbindungsfunk-
tion sowie durch Larmemissionen in faunistisch bedeutsamen Lebensraumen und in einem

landesweit bedeutsamen Raum fur Erholung und Landschaftserlebnis (siehe LEP V).

Entsprechend habe sich auch das MAB-Nationalkomitee beim Bundesumweltministerium
im Rahmen der periodischen Uberpriifung des deutschen Teils des Biospharenreservats
Pfalzerwald-Nordvogesen am 07.09.2021 besorgt zum teilweise bereits umgesetzten und
fur weitere Abschnitte geplanten Ausbau der B 10 geaul3ert und darauf hingewiesen, dass
es hierdurch zu einer Fragmentierung des Pfalzerwaldes kommen konnte, durch die die
Reprasentativitat des Biospharenreservats als grof3tes zusammenhangendes Waldgebiet
Deutschlands und damit eines seiner wesentlichen UNESCO-Anerkennungskriterien in

Frage gestellt wirde.

Der Ausbau der B 10 - auch im hier relevanten Abschnitt - werde daher vom Grundsatz her
kritisch gesehen. Sofern der weitere Ausbau der B 10 den Status des Pfalzerwaldes als
Biospharenreservat gefahrden kénnte, werde der Ausbau eindeutig abgelehnt. Das MAB-
Nationalkomitee sollte zur Klarung dieser Frage in das Verfahren eingebunden werden. So-
fern der Status des Pfalzerwaldes als Biospharenreservat durch den Ausbau der B 10 nicht
gefahrdet sei und die Ausbauplanung fur den Abschnitt zwischen der AS “B 48, Wellbachtal®
und der AS ,Queichhambach® trotz der umfassenden Umweltauswirkungen weiterverfolgt
werden solle, sei die Trasse mit den im Vergleich geringsten negativen Umweltauswirkun-

gen zu wahlen.

In der Umweltvertraglichkeitsstudie erfolge ein Vergleich der Trassen in Bezug auf die ein-
zelnen umweltbezogenen Schutzguter. Als Ergebnis werde ein schutzgutibergreifendes
Gesamtranking erstellt und als Vorzugstrasse die Variante B1+ empfohlen, eine der sechs
untersuchten ,grof3zigigen Tunnelvarianten®. Die Variante B1+ habe Vorteile gegenuber
den Ubrigen untersuchten Varianten, da sie zum einen durch die lange Tunnelfuhrung (auch
im Bereich Grafenhausen) mit geringeren Eingriffen im Queichtal bei Queichhambach ver-
bunden sei und Eingriffe im Bereich zwischen Staufer- und Léwenherztunnel sowie im Be-
reich der AS ,Annweiler-West“ komplett vermeide. Zum anderen nehme sie durch den le-
diglich zweistreifigen Neubau mit Weiternutzung der bestehenden Trasse im Vergleich zu
den vierstreifigen Neubauvarianten weniger Flachen im Bereich der offenen Streckenab-
schnitte (insg. 1,88 km) in Anspruch.
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Im Erlauterungsbericht werde anhand verschiedener stralRenbautechnischer Kriterien eben-
falls eine Rangreihung vorgenommen. Hier wurden die Varianten A1 und A2 an erster Stelle
landen. Auch diese beiden Varianten wirden einen zweistreifigen Neubau mit Weiternut-
zung der bestehenden Trasse vorsehen, seien aber aufgrund der langeren offenen Stre-
ckenfuhrung (3,82 bzw. 3,17 km) mit gréReren Eingriffen im Queichtal bei Queichhambach
sowie mit zusatzlichen Eingriffen im Bereich zwischen Lowenherz- und Staufertunnel, ein-
schliel3lich des hier geplanten Umbaus der AS ,Annweiler-West“, verbunden. Mit der Vari-
ante A1 seien zusatzliche Eingriffe im Waldbereich zwischen Staufer- und Kostenfelstunnel,
einschlieBlich Uberbriickung des Grafenhauser Tals, verbunden. Im Bereich der AS ,Ann-
weiler-West" sei bei diesen Varianten ein Kreisverkehrsplatz von 100 m Durchmesser vor-
gesehen, fur den gemaly Erlauterungsbericht ,weit in den Felsen“ hineingebaut werden

musste.

In einer Gegenuberstellung der beiden Rankings (UVS, LBM) werde schlie3lich eine Ge-
samtreihung der zehn Varianten vorgenommen, in dem die beiden o.g. Varianten B1+ und

A2 gemeinsam den ersten Platz einnehmen wirden.

Von Seiten des LBM werde anschliel3end festgestellt, dass die Variante A2 aus stralden-
bautechnischer Sicht dennoch vor der Variante B1+ liege, ,weil alle Fahrbeziehungen an
den Anschlussstellen (B48 Wellbachtal, Annweiler-West, Annweiler-Ost) Uber teilplanfreie
Knotenpunkte moéglich sind.“ Und weiter: ,Aus 6kologischer Sicht zahlt Variante A2 zu jenen
funf Varianten, die aus naturschutzfachlicher Sicht die geringsten Beeintrachtigungen er-
warten lassen und aus diesem Grund mit in den naheren Auswahlprozess eingebracht wer-
den sollen®. Der LBM schlage somit die Variante A2 als Vorzugsvariante vor, ,dicht gefolgt

von der Variante B1+*.

Von Seiten der Oberen Naturschutzbehdrde werde allerdings darauf hingewiesen, dass Va-
riante A2 in der UVS zwar auf Rang 4 in der Gesamtreihung aller Varianten liege und damit
noch als ,bedingt empfehlenswert” eingestuft werde, die Variante jedoch aus Umweltsicht
deutlich schlechter zu bewerten sei als Variante B1+. Dies werde schon aus dem Mittelwert
ersichtlich, der sich — bei gleicher Gewichtung — aus den Reihungen der Variantenvergleiche

der einzelnen Schutzguter ergebe.

Variante B1+ erreiche hier einen Durchschnittswert von 2,25, Variante A2 nur einen Wert
von 4,5 (bei 1 als besten und 10 als schlechtesten Wert). Im Ranking liege Variante B1+ bei

sechs von acht Schutzgutern auf den Platzen 1 oder 2, nur bei zwei Schutzgitern auf Platz
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4 (Menschen, Klima / Luft). Diese Bewertung zeige, ,dass die festgestellten Umweltauswir-
kungen fur diese Linie insgesamt ausgewogen und durchweg auf einem vergleichsweise

niedrigen Niveau liegen®.

Variante A2 hingegen liege nur bei drei Schutzgutern auf den Platzen 1 bis 3 (Klima / Luft,
Kulturelles Erbe, Landschaft), bei den Gbrigen funf Schutzgutern wurden nur die Platze 4

(Pflanzen), 6 (Tiere, Boden / Flache, Wasser) oder sogar 8 (Menschen) belegt.

Die im Variantenvergleich erlangten Platzierungen zeigten zwar nur relative Werte fur die
durch die Varianten bedingte Umweltgefahrdung, aber auch ein Blick in die Tabellen zu den
einzelnen Schutzgutern und auf die dort benannten absoluten Zahlen zeige die deutlichen

Unterschiede in den Auswirkungen der beiden Trassenvarianten.

So wirden beim Schutzgut ,Boden / Flache” die Unterschiede besonders deutlich. Variante
A2 ware mit einer Versiegelung von 4,5 ha Flache verbunden, bei Variante B1+ waren es
,nur® 2,7 ha. Auch die Beeintrachtigung der Flachen unter den Brickenbauwerken ware bei
Variante A2 gro3er. Entsprechend werde Variante A2 im Hinblick auf das Schutzgut ,Boden

/ Flache® als ,ungeeignete Variante eingestuft®.

Beim Schutzgut ,Wasser* sei ersichtlich, dass auch die Neuversiegelung grundwassernaher
Standorte bei Variante A2 aufgrund der langeren Trasse in der Queichaue deutlich grolzer
ware (3,2 ha) als bei Variante B1+ (1,4 ha).

Die Bewertung beim Schutzgut ,Pflanzen® zeige, dass Variante A2 mit einem grélkeren Ver-
lust hochwertiger Vegetation verbunden ware (0,69 ha) als Variante B1+ (0,56 ha); dies
betreffe auch gesetzlich geschutzte Biotope sowie FFH-Lebensraumtypen (0,49 ha / 0,36
ha).

Beim Schutzgut , Tiere falle auf, dass durch den Bau der Variante A2 avifaunistisch bedeu-
tende Lebensraume in groRerem Ausmald verloren gingen (ca. 1,0 ha gegentber ca. 0,5
ha). DarUber hinaus wirden Jagdgebiete von Fledermause bei Variante A2 in zwei Tras-
senabschnitten beeintrachtigt (bei Variante B1+ in einem). Zudem bestiinde bei Variante A2

ein hoheres Kollisionsrisiko fur Fledermause.

Bei den Schutzgitern ,Klima / Luft® und ,Landschaft* bestiinden zwar Unterschiede in den
Platzierungen, jedoch keine entscheidungsrelevanten Unterschiede in den absoluten Zah-
len der untersuchten Umweltauswirkungen. Beim Schutzgut ,Kulturelles Erbe und sonstige

Sachguter lagen beide Varianten hinsichtlich der bewerteten Kriterien gleichauf.
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Nicht zuletzt sei noch das Schutzgut ,Mensch® zu betrachten. Auch hier schneide Variante
B1+ deutlich besser ab als Variante A2. Letztere ware aufgrund der geplanten BaumalRnah-
men auf der freien Strecke zwischen Lowenherz- und Staufertunnel sowie im Bereich der
AS ,Annweiler-West", aber auch aufgrund des naher an vorhandenen Wohngebieten gele-
genen Tunnelausgangs im Osten, mit groReren Beeintrachtigungen verbunden (zusatzliche
Larmbelastung in Wohngebieten sowie Erholungsrdumen) und hatte zugleich deutlich ge-

ringere Larmminderungseffekte als Variante B1+.

Der Schutzzweck des Biospharenreservats Pfalzerwald umfasse u.a. ,die Erhaltung, Ent-
wicklung oder Wiederherstellung der landschaftlichen Eigenart und Schonheit des Pfalzer-
walds [...] mit seiner Biotop- und Artenvielfalt und seinem naturnahen Charakter sowie sei-
nen Bestandteilen traditioneller Kulturlandschaften und ,die Herstellung und Erhaltung ei-

nes Beitrags zum landesweiten Biotopverbund®.

Die Auswirkungen durch Variante A2 waren eindeutig groRer als durch Variante B1+. Auch
im Hinblick auf das von alle Varianten betroffene FFH-Gebiet ,Biospharenreservat Pfalzer-
wald“ schneide Variante B1+ besser ab. In diesem Zusammenhang weise man darauf hin,
dass bei erheblicher Betroffenheit eines FFH-Gebietes gemal § 34 Abs. 3 BNatSchG zwin-
gend eine Alternativenprifung vorgeschrieben sei und zumutbaren Alternativen, die mit ge-

ringeren Beeintrachtigungen verbunden seien, der Vorrang zu geben sei.

Beim Artenschutz liege Variante B1+ auf Platz 1 der zehn untersuchten Varianten, Variante
A2 nur auf Platz 6. Aus Tabelle 52 (UVS) bzw. aus den einzelnen Tabellen der Artenschutz-
prognose (Unterlage 19.5) sei ersichtlich, dass bei Variante A2 eine deutlich hhere Wahr-
scheinlichkeit zur Erfullung der Verbotstatbestande des § 44 BNatSchG gegeben sei. Dies

betreffe sowohl die Avifauna, als auch Fledermause und Reptilien.

Unter Berucksichtigung der in der UVS untersuchten Schutzguter sowie der zu beachtenden
naturschutzrechtlichen Restriktionen sei der Variante B1+ somit klar der Vorzug gegenuber

der Variante A2 zu geben.

Das einzige strallenbautechnische Argument, das flr Variante A2 spreche, sei die Gewahr-
leistung aller Fahrbeziehungen an den vier Anschlussstellen. Bei Variante B1+ entfiele die
Fahrtrichtung Pirmasens an der AS ,Annweiler-West®. Fur die Fahrt Richtung Pirmasens
musste die AS ,Wellbachtal® genutzt werden; der Durchgangsverkehr in den Ortslagen
Sarnstall und Rinnthal wirde sich hierdurch gemaf Erlauterungsbericht jedoch nur gering-
flgig erhdhen und ware somit nur mit einer ,etwas héheren Larm- und Schadstoffbelastung®
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in den beiden Ortschaften verbunden.

Die in Tabelle 8 des Erlauterungsberichts fur Variante A2 angegebene hohe (und fur Vari-
ante B1+ nur relativ geringe) Larmentlastung sei im Hinblick auf die Bewertung der Auswir-
kungen durch Larm in der UVS nicht nachvollziehbar. Dort wirden sowohl die ,Larmbelas-
tungen mit erheblichen Qualitatseinbul’en® in Wohngebieten und Erholungsraumen, als
auch die Larmminderung in diesen Raumen bei Variante B1+ deutlich besser bewertet als
bei Variante A2.

Die sonstigen stralRenbautechnischen Kriterien seien nicht entscheidend fur die Varianten-
wahl, da es hier bei keiner der beiden Varianten Ausschlusskriterien gebe oder wesentliche
Unterschiede bestinden. Bei der Baubarkeit biete Variante B1+ allerdings deutliche Vor-
teile, da diese aullerhalb des flieRenden Verkehrs gebaut werden kénne; Variante A2 hin-

gegen musste unter Verkehr gebaut werden.

Im Hinblick auf die betrachteten stral3enbautechnischen Kriterien sei somit zusammenfas-
send festzustellen, dass auch Variante B1+ hier durchaus Vorteile biete. Allein das Kriterium
der Gewabhrleistung aller Fahrbeziehungen bei Variante A2 sei nicht geeignet, die ansonsten
— insbesondere unter Umweltgesichtspunkten — deutlichen Vorteile der Variante B1+ zu
Ubertreffen (zumal die fehlende Fahrbeziehung an der AS ,Annweiler-West® Uber die AS ,B

48 Wellbachtal“ auch gewahrleistet sei).

Aufgrund der Lage in einem 6kologisch hochwertigen Raum mit internationaler Bedeutung
sollte den Umweltbelangen bei der Wahl einer Strallenneubauvariante auch ein hohes Ge-

wicht beigemessen werden.

Bezuglich der Ubrigen untersuchten Varianten gehe man davon aus, dass diese bei der
abschlielRenden Entscheidung flr eine Variante keine Rolle mehr spielten, da diese entwe-
der aus strallenbautechnischer Sicht oder aus umweltfachlicher Sicht (oder aus beiden Ge-

sichtspunkten) deutlich schlechter bewertet werden wurden.

So wurden zum Beispiel die B-Varianten B1, B1a und B2+a in der UVS als ,nicht empfeh-
lenswert® eingestuft, was alleine bereits ein Ausschlusskriterium darstelle. Sie kdnnten aber

auch aus straRenbautechnischer Sicht nicht punkten.
Abschliefiend mochte man noch auf folgende Aspekte hinweisen:

1. In der UVS untersucht und als erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen in die verglei-

chende Wertung eingebracht wirden nur die Gefahrdungsstufen ,hoch“ und ,sehr hoch*.
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Diese seien i.W. nur gegeben, wo (sehr) hoch bedeutsame Schutzgutfunktionen verloren
gehen bzw. beeintrachtigt wirden. Viele ,nur‘ mittlere Beeintrachtigungen der einzelnen
Schutzguter blieben also in der UVS unbericksichtigt, wirden aber in der Summe auch zu

einer besseren oder schlechteren Bewertung der Varianten beitragen.

So werde beispielsweise beim Schutzgut ,Pflanzen® nur der Verlust mindestens hochwerti-
ger Vegetation berlcksichtigt, nicht jedoch der Verlust im Vergleich nur als ,mittelwertig"
eingestufter Biotoptypen wie Waldrander und Streuobstwiesen sowie Hecken, Baumreihen

und Einzelbaume in der freien Landschaft.

Man gehe davon aus, dass eine Einbeziehung auch mittlerer Auswirkungen nicht zwingend
eine Anderung der Rangreihung zur Folge hétte, sich jedoch die Abstande zwischen den
einzelnen Rangen nochmals vergréftern wirden. Vom Grundsatz her lasse sich hier fest-
halten, dass die Beeintrachtigungen auch nur mittel bedeutsamer Schutzgutfunktionen
umso groller seien, je langer die offenen Trassenabschnitte einer Variante seien und je

groler der Flachenverbrauch sei.

2. Zur Ausgleichbarkeit der zu erwartenden Beeintrachtigungen der einzelnen Schutzguter
sei darauf hinzuweisen, dass diese — wie in der UVS dargestellt — zwar bei den meisten
Schutzgutern Uberwiegend grundsatzlich gegeben sei, aus anderen Genehmigungsverfah-
ren im Naturraum Pfalzerwald (mit im Vergleich deutlich geringerem Kompensationsum-
fang) jedoch bekannt sei, dass funktional geeignete und verfligbare Flachen flr eine ékolo-
gische Aufwertung nicht leicht zu finden seien. Auch aus diesem Grund seien die Eingriffs-

flachen so weit wie mdglich zu minimieren.

3. Auch der Ausgleich des Retentionsraumverlusts im Uberschwemmungsgebiet der Queich
werde voraussichtlich nicht unproblematisch. Man verweise in diesem Zusammenhang auf
die jahrzehntelange Suche und Abstimmung zur Schaffung von Retentionsraum an der B
10 bei Queichhambach im Zusammenhang mit dem Bau der Ortsumgehung Annweiler. Zu-
dem seien mit der Schaffung von Retentionsraum i.d.R. wiederum Eingriffe in Natur und

Landschaft verbunden, die auch zu kompensieren seien.

Im Hinblick auf die durch den Ausbau der B 10 bedingten Zerschneidungs- und Barriere-
effekte seien auf der Grundlage entsprechender Untersuchungen an geeigneten Standorten
Querungsbauwerke fur Tiere (Grunbricken) vorzusehen. Gemal § 28 Abs. 5 LNatSchG
habe man den Beirat fur Naturschutz bei der SGD Sud Uber das Vorhaben unterrichtet. Die
Stellungnahme des Beirats werde nachgereicht, sobald diese vorliege.
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Seitens des Zweckverbandes Schienenpersonennahverkehr Rheinl.-Pfalz Sud, Kai-
serslautern, wird der weitere Ausbau der B10 kritisch gesehen, da dieser dazu fliihren werde,
dass der Individualverkehr durch das Queichtal - wie schon in den vergangenen Jahren -
weiter kontinuierlich anwachse. Zudem werde durch diese Infrastrukturmafl3nahme der Rei-
sezeitvorteil der Stralde - gegenuber der Schiene - weiter ausgebaut, was nicht den Zielen

einer nachhaltigen Verkehrspolitik entspreche.

Vor diesem Hintergrund fordere man als Aufgabentrager flr den Schienenpersonennahver-
kehr als Kompensationsmaflinahme die finanziellen Mittel fir die Einfihrung einer schnellen
Regional-Express-Verbindung im Queichtal von Saarbrucken uber Pirmasens Nord und
Landau nach Karlsruhe, um eine annahrend vergleichbare Reisegeschwindigkeit auf der

Schiene erreichen zu kdnnen.

Um diese RE-Verbindung realisieren zu kdnnen, seien vsl. zwei bis drei neue Kreuzungs-
bahnhofe, Erganzungen in der Leit- und Sicherungstechnik der Queichtalbahn und die not-
wendigen Betriebsmittel (Fahrzeuge) erforderlich, um dieses Zugangebot im Zwei-Stunden-
takt an allen Tagen der Woche einrichten zu kénnen. Im weiteren Verlauf sei ein Infrastruk-

turausbau des Abschnitts Landau - Worth Rheinbricke - Karlsruhe natig.

Daruber hinaus sei zu prufen, welcher Infrastrukturzustand bei der Bahnlinie Landau - Pir-
masens - Rohrbach (- Saarbriicken) als planfestgestellt zu gelten habe, weil der Rickbau
auf ein Gleis unmittelbar nach dem zweiten Weltkrieg den vorliegenden Erkenntnissen zu-
folge ohne entsprechende Verfahren erfolgt sei. Vor diesem Hintergrund sollten bauliche

MaRnahmen in Gleisnahe von einer zweigleisigen Strecke ausgehen.

Das Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn, die Creos Deutschland GmbH, Homburg, die Deutsche Bahn AG — DB Im-
mobilien, Frankfurt/M., die Deutsche Telekom GmbH - Technische Infrastruktur, Kai-
serslautern, die Generaldirektion Kulturelles Erbe — Direktion Landesarchaologie,
Speyer, die Generaldirektion Kulturelles Erbe — Abteilung Erdgeschichte, Koblenz, die
Generaldirektion Kulturelles Erbe — Landesdenkmalpflege, Mainz, das Landesamt fiir
Geologie und Bergbau, Mainz, die Pfalzgas GmbH, Frankenthal und die Pfalzwerke Netz
AG, Ludwigshafen/Rh., haben ebenfalls Anregungen und Hinweise vorgebracht bzw. ver-
schiedene (technische) Auflagen formuliert, die im weiteren Planfeststellungsverfahren zu

berlcksichtigen bzw. zu beachten seien.
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Die Bedenken der Burgerinitiativen (Bl-Queichtal e.V., Hauenstein, und Interessenge-
meinschaft Grafenhausen / Queichhambach, Landau) und der privaten Einwender finden
sich auch in den Stellungnahmen der Kreisverwaltung, der Verbands-, Stadt- und Gemein-
deverwaltungen wieder und werden deshalb nicht separat wiedergegeben. So werden zum
Beispiel die veraltete Verkehrsuntersuchung, der fehlende Planungsauftrag fur einen vier-
spurigen Neubau, die Verhinderung des Baus eines zweiten Gleises der Queichtalbahn, die
Gefahrdung des Status als Biospharenreservat, die negativen Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit durch Immissionen (Larm und Schadstoffe), der Bau des Uberdi-
mensionalen Kreisels bei Annweiler-West sowie die mangelnde Transparenz und falsche

Gewichtung der Bewertungskriterien aufgefuhrt.

E Raumordnerische Bewertung und Abwagung

Die raumordnerische Bewertung des Vorhabens erfolgt unter Beachtung der im LEP IV und
im Einheitlichen Regionalplan (ERP) Rhein-Neckar sowie im Regionalen Raumordnungs-
plan (ROP) Westpfalz enthaltenen Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie der
sich aus § 2 Abs. 2 ROG i.V. mit § 1 Abs. 4 LPIG, dem LEP IV, dem ERP Rhein-Neckar
sowie dem ROP Westpfalz ergebenden Grundsatze und sonstigen Erfordernisse der Raum-
ordnung. Bei der Bewertung werden ferner die wahrend der schriftlichen Anhérung und des

Erdrterungstermins vorgebrachten Bedenken und Anregungen berucksichtigt.

1. Landesplanerische Einordnung

Gem. LEP IV sind der Erhalt der vorhandenen Infrastruktur, die Behebung von Engpassen
und die Schliefung von Licken in den Verkehrsnetzen zur Sicherung der Mobilitat insge-
samt und der Erreichbarkeit der Wirtschaftszentren und landlichen Regionen des Landes
unverzichtbar. Nach Z 150 sind dabei Lucken im Netz der groRraumigen Verbindungen mit
Prioritat zu schlieRen, um vollwertige Verkehrswege zu erhalten. Dazu zahlt u.a. der vier-
streifige Ausbau der B 10 zwischen Pirmasens und der A 65 bei Landau. In der Begriindung
wird u.a. ausgefuhrt, dass durch SchlieBung der Licken im Fernstralennetz die nachgeord-

neten StralRennetze erheblich entlastet werden konnen.

Auch nach dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar soll die gute verkehrliche Einbin-
dung der Region in das nationale und transeuropaische Verkehrsnetz gesichert und weiter
optimiert werden. Innerhalb der Region sollen die noch bestehenden Erreichbarkeitsdefizite
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zwischen den verschiedenen Teilraumen und den Zentralen Orten beseitigt bzw. gemindert
werden (Plansatz 3.1.1.1, G).

Der Regionale Raumordnungsplan Westpfalz wird lediglich von zwei Varianten (D 3, D2A1)
auf einer Lange von ca. 700 m tangiert. Der ROP Westpfalz wird daher im Weiteren nicht
mehr explizit zitiert, da er fur das Verfahren, die Abwagung und die Trassenwahl unerheblich

ist.

Die B 10 stellt eine wichtige West-Ost-Verbindung im sldlichen Rheinland-Pfalz dar. Sie
erfillt als grofiraumige Strallenverbindung flr den Uberregionalen Verkehr eine bedeut-
same Verbindungsfunktion, indem sie den Wirtschaftsraum des Saarlandes sowie von Zwei-
bricken und Pirmasens mit dem Wirtschaftsraum Karlsruhe verbindet. Mit dem geplanten
4-streifigen Ausbau sollen diese Raume besser an die Rheinschiene angebunden bzw. ver-
netzt werden. Im jetzigen Planungsabschnitt besteht aufgrund der Einbahnigkeit der Strecke
und dem damit verbundenen Gegenverkehr insbesondere in den Tunnelabschnitten ein er-
hebliches Gefahrenpotential. Mit dem Ausbau soll die Verkehrssicherheit durch Trennung
der Richtungsfahrbahnen und dem Wegfall des Begegnungsverkehrs, insbesondere flir den
Lkw-Verkehr, erhoht sowie der Verkehrsfluss verbessert werden. Ferner soll eine Entlas-
tung der tangierten Ortslagen im Falle von Sperrungen durch Wartungsarbeiten oder Unfalle

erreicht werden.

Im Ergebnis kann daher festgehalten werden, dass alle Varianten in Bezug auf die raumbe-
zogenen uberfachlichen Belange den o.g. Zielen und Grundsatzen der Raumordnung und

Landesplanung entsprechen.

2. Verkehrliche Belange

Nach dem Verkehrsgutachten betrug die Verkehrsbelastung auf der B 10 im Jahr 2013 im
Bereich Rinnthal und Sarnstall ca. 18.000 Kfz/24h und im Bereich von Annweiler rund
19.300 Kfz/24h. Der Anteil des Guterverkehrs belief sich auf ungefahr 23 %. Im Bereich der
AS ,Annweiler-Ost" erhdhte sich die Verkehrsmenge auf etwa 25.400 Kfz/24h. Die B 48 war
im Abschnitt des Ebersbachtals mit ca. 7.000 Kfz/24h, im Abschnitt des Wellbachtals mit
rund 2.100 Kfz/24h belastet. Fur die L 490 wurden zwischen der AS ,Annweiler-Ost” und
der AS Annweiler-West“ 8.200 Kfz/24h ermittelt.

Fir das Jahr 2030 werden im Abschnitt zwischen Rinnthal und der AS ,Annweiler-West®, je
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nach Ausbauzustand, zwischen 19.700 Kfz/24h und 24.000 Kfz/24h prognostiziert. Im Be-
reich zwischen der AS ,Annweiler-Ost® und der AS ,Queichhambach® werden 21.800
Kfz/24h bis 28.900 Kfz/24h erwartet. Fur die L 490 sind, je nach Abschnitt, zwischen 4.400
Kfz/24h und 8.600 Kfz/24h ermittelt worden. Die Belastung der B 48 soll im Ebersbachtal
8.400 Kfz/24h und im Wellbachtal 2.000 Kfz/24h betragen.

Im Vergleich der einzelnen Varianten zeigt sich, dass die Unterschiede in Bezug auf das
prognostizierte Verkehrsaufkommen, der Blndelungswirkung sowie der Ent- bzw. Belas-
tung im nachgeordneten Strallennetz zum groRten Teil relativ gering sind. Lediglich im Be-
reich der B 48 in Richtung Ebersbachtal kame es It. Prognose bei den A-Varianten zu einer
leichten Verkehrserhdhung von rd. 500 Kfz/24h gegenuber dem Prognose-Nullfall und den
B-Varianten, daflir jedoch zu einer Entlastung der L 490 (Landauer Stral3e) von rund 4.200
Kfz/24h. Die B-Varianten fuhren hier ,nur” zu einer Entlastung von 1.500 — 1.900 Kfz/24h.

Wahrend bei den A-Varianten sowie der Variante D3 nach dem Ausbau der Knotenpunkte
alle vorhandenen Fahrbeziehungen weiterhin moglich sein werden, fuhren die B-Varianten
dazu, dass in Fahrtrichtung Pirmasens die AS ,Annweiler-West* nicht mehr genutzt werden
konnte. Verkehre in Richtung Ebersbachtal mussten daher zunachst durch Rinnthal und
Sarnstall fahren, um auf die B 48 zu gelangen. Bei Variante D2/A1 ware dagegen die Direk-

tanbindung an die B 48 nach Norden in das Wellbachtal nicht mdglich.

Der Ausbau der B 10 im Bereich von Annweiler wird von den Beteiligten in Bezug auf die
verkehrliche Notwendigkeit unterschiedlich bewertet. Einigkeit besteht allerdings darin, dass
die Verkehrszahlen auf einer veralteten Grundlage beruhen wirden. Insbesondere der Ver-
band Region Rhein-Neckar, die Kreisverwaltung Sudliche Weinstralde, die tangierten Kom-
munen sowie der BUND monieren, dass die Verkehrszahlen, die auf ein Verkehrsgutachten
von 2014 zurickgingen, flr eine sachgerechte Bewertung nur bedingt geeignet seien. Auch

die Burgerinitiativen fordern dringend eine Aktualisierung.

Der LBM legte hierzu auf dem Erdrterungstermin jedoch dar, dass ein Abgleich mit den
Dauerzahlstellen bei Wilgartswiesen und Godramstein die im Verkehrsgutachten angenom-
mene Verkehrsentwicklung bestatigt habe. So befinde sich das Verkehrsaufkommen seit
der Analyse auf einem vergleichbaren Niveau. Insofern sei die Analyse sowie die Prognose

2030 durchaus fur die Verwendung im Variantenvergleich geeignet.

Dies wird prinzipiell auch von der Oberen Landesplanungsbehoérde so gesehen. Schlielilich
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wird allen Varianten die gleiche ,alte” Verkehrsanalyse zugrundegelegt, sodass ein Varian-
tenvergleich auf dieser Basis grundsatzlich mdglich ist. Denn selbst bei stagnierenden oder
auch leicht abnehmenden Verkehren ware die Belastung auf der B 10 noch hoch genug,
um den 4-streifigen Ausbau zu rechtfertigen. Im Ergebnis der Verkehrsprognose zeigt sich
schlieBlich, dass sich die Varianten bezlglich der Verkehrsbelastung bzw. -entlastung kaum
voneinander unterscheiden. Entscheidend ist aus raumordnerischer Sicht, dass die Rich-
tungsfahrbahnen im Bereich von Annweiler bei allen Varianten voneinander entkoppelt wer-
den und sich die Verkehrsbelastung auf den dann 2-streifigen Fahrbahnen in etwa halbieren
wird. Im Hinblick auf die verkehrliche Entlastung des untergeordneten Strallennetzes brin-
gen die A-Varianten leichte Vorteile mit sich, da weiterhin alle Verkehrsbeziehungen auf-
rechterhalten werden kdnnen. Bei den anderen Varianten fallt diese Entlastung etwas ge-
ringer aus, da insbesondere die AS ,Annweiler West“ in Fahrtrichtung Westen entfallen und
der Verkehr daher Uber die L 490 in Richtung B 48 laufen wirde.

Als Grundlage fur das nachfolgende Planfeststellungsverfahren ist jedoch eine aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung mit neuem Prognosehorizont notwendig und nach Aussagen des LBM

auch bereits geplant bzw. in der Vorbereitung.

Weiterhin wird vor allem von den Kommunen und Privaten beflrchtet, dass es beim Ausbau
unter Verkehr immer wieder zu langeren Sperrungen auf der bestehenden B 10 kommen
und der Verkehr somit durch die Queichtalgemeinden umgeleitet werde. Dies wirde die

Gemeinden Uber Jahre stark belasten und kénne nicht akzeptiert werden.

Aus Sicht der Raumordnung sind diese Bedenken verstandlich. Selbst bei frihzeitiger Be-
kanntgabe von Sperrungen und groRraumigen Umleitungen wird es nicht zu vermeiden sein,
dass Verkehre den Weg durch die Gemeinden nehmen werden. Allerdings dirfte es bei den
A-Varianten und der Variante D2/A1 durch den teilweise parallelen Ausbau zur bestehenden
B 10 und dem umfangreichen Ausbau des Knotenpunktes der AS ,Annweiler West* zu we-
sentlich haufigeren und langeren Sperrungen der B 10 kommen als bei den B-Varianten und
der Variante D3. Durch ihre abgesetzte Lage kdnnen diese grofdteils ohne Sperrungen auf
der bestehenden B 10 errichtet werden, was wahrend der langwierigen Bauphase zu einer

deutlichen Entlastung der Gemeinden gegenuber den A-Varianten fuhrt.

Die von einigen Beteiligten thematisierte Sperrung der B 10 fur den Lkw-Transitverkehr be-
trifft die gesamte Strecke der B 10 zwischen Pirmasens und Landau und nicht nur den hier
vorliegenden Ausbauabschnitt. Insofern ist die Sperrung kein Thema der laufenden RVP.
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Seitens des LBM wurde jedoch auf dem Erdrterungstermin ausgefihrt, dass es bereits ein
Nachtfahrverbot fir den Lkw-Transitverkehr gebe und man dabei sei, eine dynamische Um-
leitungsbeschilderung an der A 65 und der A 6/A 8/A 62 aufzubauen. Ferner wirden bei
Sperrungen der B 10 verschiedene Malinahmen umgesetzt, um diese Zeit fur die tangierten

Gemeinden so vertraglich wie moglich zu gestalten.

Ferner gibt es massive Bedenken seitens der Kommunen und einem Teil der Naturschutz-
verbande, dass insbesondere bei den A- und B3-Varianten im Bereich der Trassenbunde-
lung zwischen der K 4 und der Klaranlage Annweiler sowohl der Bau eines zweiten Gleises
als auch der mittelfristig angedachte Bahnhaltepunkt ,Queichhambach® nicht mehr moglich
waren. Auch seitens des Verbandes Region Rhein-Neckar und des Zweckverbandes Schie-
nenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Sid wird gefordert, dass der zweigleisige Ausbau
der Schienenstrecke im Rahmen der Mobilitatswende als Alternative zum Ausbau der B 10
dringend gepruft werden musse. Nur so kdnne verhindert werde, dass der Reisezeitvorteil
des Individualverkehrs gegenuber dem Schienenverkehr weiter zunehme. Der Zweckver-
band fordert daher als Kompensationsmalinahme die finanziellen Mittel fir die Einfihrung
einer schnellen Regional-Express-Verbindung im Queichtal, um eine anndhrend vergleich-

bare Reisegeschwindigkeit auf der Schiene zu erreichen.

Wie vom LBM auf dem Erdérterungstermin ausgefiihrt, wurde der Ausbau des OPNV bereits
im Zusammenhang mit den Mediationsverfahren erértert. Danach kdme es schon allein auf-
grund der topographischen Verhaltnisse mit engen Kurvenradien und den damit verbunde-
nen geringen Reisegeschwindigkeiten zu langeren Reisezeiten auf der Schiene. Ein Ergeb-
nis der Mediationsverfahren sei schliellich gewesen, dass selbst eine Verdoppelung der
Bahnkapazitat nicht zu einer wesentlichen Reduzierung des Individualverkehrs beitrage. So
gehe man davon aus, dass max. 10 % des Verkehrs auf die Schiene verlagert werden
konnte, was letztendlich nur zu einer Reduzierung von 2.000 bis 3.000 Kfz/24h auf der B 10

fuhren wirde. Auf der B 10 ware diese Entlastung nicht wirklich wesentlich.

Dies wird auch von der Oberen Landesplanungsbehdrde so gesehen. Es ist nicht zu erwar-
ten, dass der Ausbau der Schienenstrecke den Ausbau der B 10 ersetzen kdnnte. Haupt-
sachlich in Bezug auf den Lkw-Verkehr, aber auch bezlglich der Pendlerverkehre ist gerade
im Hinblick auf die langere Reisezeit nicht davon auszugehen, dass hier eine wesentliche

Verlagerung von der StralRe auf die Schiene stattfinden wird.
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Unabhangig davon ist es aus raumordnerischer Sicht jedoch erforderlich, dass ein zweiglei-
siger Ausbau der Schienenstrecke im Queichtal grundsatzlich mdglich bleiben muss. Auf
dieser Grundlage konnte eine schnelle Regional-Express-Verbindung von Saarbricken
Uber Landau nach Karlsruhe eingefuhrt und Pendlerinnen und Pendler ein attraktives Ver-
kehrsangebot unterbreitet werden. Auch wenn der LBM auf dem Eroérterungstermin erklarte,
dass bei allen Varianten die Option zum zweigleisigen Ausbau offengehalten werde, durfte
dies bei den A- und B3-Varianten aufgrund der Parallelfihrung zur bestehenden Trasse
schwieriger durchfihrbar sein als bei den anderen Varianten. Insbesondere bei der B1- bzw.
B1+-Variante, die die Bahnstrecke mit Hilfe einer Bricke bzw. eines Tunnels uUber- bzw.
unterqueren, wiirde ein zweigleisiger Ausbau zu keinen Engpassen fiihren. Dies gilt im Ub-
rigen auch flr Variante D3, die abseits der Bahntrasse verlauft. Insofern sind diese Varian-

ten unter diesem Gesichtspunkt grundsatzlich zu bevorzugen.

Nach der Verkehrsprognose 2040 des Bundesministeriums fur Digitales und Verkehr wird
der Verkehr sowohl auf der Stral3e als auch auf der Schiene weiter zunehmen, insbesondere
im Guterverkehr. Aus Sicht der Oberen Landesplanungsbehérde wird daher unabhangig
vom weiteren Ausbau der B 10 dringend empfohlen, auch die Moglichkeit eines zumindest

partiellen zweigleisigen Ausbaus zu untersuchen.

Im Ergebnis kann daher gesagt werden, dass unter verkehrlichen Gesichtspunkten grund-
satzlich alle Varianten den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung entspre-

chen bzw. damit in Einklang gebracht werden konnen.

3. Larm-, Schadstoffimmissionen

Gem. LEP IV tragen umweltgerechte Ortsumgehungen dazu bei, Gesundheit und Leben der
Bewohner zu schitzen und den Wohnwert der Gemeinden zu erhéhen. Unter anderem ver-
mindern sie die innerortlichen Larm- und Abgasbelastigungen und erhdhen die Verkehrssi-
cherheit. Ferner ist die Belastung der Bevolkerung durch Larm zu verringern, indem u.a.
bestehende Larmquellen erfasst und anschlieRend durch entsprechende MalRnahmen re-

duziert werden.

Beim Ausbau der B 10 handelt es sich zwar nicht um den Bau einer Ortsumgehung im
eigentlichen Sinne; da die B 10 jedoch am Rand der Ortslagen verlauft, tragt sie maldgeblich

zur Verlarmung bestimmter Teile der Gemeinden bei. Der Ausbau der B 10 wird daher, je
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nach Variante, zu einer Halbierung des Verkehrs auf der bestehenden B 10 und damit ein-
hergehend auch zu einer Verbesserung der Larm- und Abgassituation im Bereich der Orts-

lagen fuhren.

Die tangierten Kommunen sowie die Kreisverwaltung Sudliche Weinstrale erklaren, dass
beim Ausbau der B 10 auf die Beibehaltung der guten Luftqualitat und die Minderung des
Verkehrslarms im Queichtal zu achten sei. Insbesondere die Varianten, die mehr oder we-
niger parallel zur bestehenden B 10 verlaufen wirden (A1, A2, D2/A1), lehne man daher
aufgrund einer zu erwartenden zunehmenden Verlarmung ab. Hinzu komme, dass der Bau
dieser Varianten unter Verkehr stattfinde, was vor allem an den Umleitungsstrecken fur
lange Zeit zu einer erhdhten Larm- und Schadstoffbelastung der Anwohner flihren werde.
Ferner sei gerade im Hinblick auf den Klimawandel zu beachten, dass die Kalt- bzw. Frisch-
luftstrdome aus dem Queichtal nicht durch Bauwerke unterbrochen werden duirften, um den
Luftaustausch nicht zu unterbinden. Hier beflrchten insbesondere die Burgerinitiativen und
Private, dass dies ansonsten zu einer Uberschreitung der CO2-, NOx- und Feinstaubgrenz-
werte und somit zu einer erhdhten Belastung fur die Wohnbevdlkerung fuhren werde. Ins-
gesamt pladiere man daher flr die Variante B2+a, da diese die Kaltluftstrome nicht unter-

breche.

Aus landesplanerischer Sicht gilt es zunachst zu bedenken, dass tatsachlich nur ein Ausbau
der B 10 die Voraussetzung fur einen verbesserten Larmschutz fir die tangierten Gemein-
den mit sich bringt. Durch den Ausbau ergibt sich bei der Uberschreitung der inzwischen
strengeren Grenzwerte ein rechtlicher Anspruch auf Larmvorsorge, weshalb mit Hilfe von
aktiven und ggf. passiven Larmschutzmalinahmen die derzeitige Larmsituation deutlich ver-

bessert werden kann.

Unter dem Gesichtspunkt des Larmschutzes entsprechen nicht alle Varianten den Erforder-
nissen der Raumordnung. Insbesondere die A-Varianten und die D2/A1Variante fuhren bei
einer Gesamtbetrachtung der vom Larm tangierten Gebiete nicht zu einer Verringerung. So
kommt es bei den A-Varianten zwar zu einer Larmminderung auf rund 1 ha bzw. 2,5 ha in
zum Wohnen genutzten Gebieten, gleichzeitig werden jedoch auch 5 ha bzw. 3,5 ha neu
vom Larm beeintrachtigt. Auch bei der Variante D2/A1 fallt das Saldo mit 2,7 ha zu 3,5 ha
negativ, das heildt zu Lasten der Wohngebiete aus. Dagegen steht bei den B-Varianten einer

Neuverlarmung von rund 2,6 ha Flache eine Larmentlastung von etwa 10 ha gegenuber.

Den oben genannten Stellungnahmen ist daher zuzustimmen, dass vor allem die mehr oder
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weniger parallel verlaufenden A-Varianten zu einer Neubelastung von Wohngebieten flh-
ren, u.a. auch durch den vorgesehenen Ausbau der AS ,Annweiler West®. Zwar fihren diese
Varianten durch die Beibehaltung aller Verkehrsbeziehungen zu einer etwas geringeren Be-
lastung der Ortsdurchfahrten, dies wiegt jedoch die Neuverlarmung bisher nicht betroffener
(Wohn-) Gebiete aus raumordnerischer Sicht letztendlich nicht auf. Insgesamt bringt die

Variante B1+ die gro3te Entlastung fur die Anwohner mit sich, gefolgt von der Variante B3.

Dies ist vor allem der langen Tunnelstrecke nordlich der B 10 geschuldet, Gber die der Ver-
kehrin Richtung Pirmasens abseits der Wohnbebauung gefuhrt wird. Durch die Tieferlegung
der Trasse bei der Variante B1+ (Unterquerung der K 4 und der Bahn) wird insbesondere
eine befurchtete Neuverlarmung von Grafenhausen komplett vermieden. Selbstverstandlich
ist im Rahmen des nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens die Einhaltung der entspre-
chenden Grenzwerte mit Hilfe eines Larmgutachtens nachzuweisen. Ggf. sind aktive oder

passive Larmschutzeinrichtungen vorzusehen.

Gem. ERP sollen die Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete bzw. —bahnen gesichert und
offengehalten werden (Plansatz 2.2.6.1, G). Ferner soll in den klimatisch wertvollen Gebie-
ten darauf geachtet werden, dass Anlagen mit jeglichen stérenden Emissionen die boden-
nahen Luftstromungen in ihrem Verlauf nicht behindern oder mit Schadstoffen belasten
(Plansatz 2.2.6.3, G).

Nach den Antragsunterlagen wird die Schadstoffbelastung im Queichtal hauptsachlich
durch den Verkehr der B 10 verursacht. Vor allem seitens Privater wird beflirchtet, dass der
Ausbau der B 10 vermehrt Verkehr nach sich ziehen und somit die Schadstoffbelastung fur
die Anwohner steigen und selbst angebautes Obst und Gemuse stark belastet werden
wurde. Insbesondere durch die ortsnahen Varianten habe man daher auch die Besorgnis,

dass es zu einer Zunahme von Krankheiten wie Asthma komme.

Erganzend fuhren dazu die tangierten Kommunen aus, dass die Bereiche des Queichtals
im Hinblick auf die Frisch- und Kaltluftentstehung klimatische Ausgleichsfunktionen hatten.
Das Queichtal sei Abflussbahn fir Talabwinde und Luftstrome in Richtung auf den Ausgang
des Tals. Daher dirfe das Queichtal nicht von Bauwerken durchschnitten werden, weshalb

die Burgervariante von grof3em Vorteil ware, da diese die Kaltluftstrome nicht unterbreche.

Die oben angefihrten Bedenken sind nachvollziehbar. Gem. den Antragsunterlagen kommt

es vor allem bei der A1-Variante sowie bei Variante D3 zu Verlusten in Frischluftentste-
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hungsgebieten, zur Beeintrachtigung von Kaltluftabflissen und somit zu einer Beeintrachti-
gung der Luftqualitat. Die Varianten B1+, B3 und D2/A1 schneiden dagegen am besten ab
und unterscheiden sich nur unwesentlich voneinander. Grundsatzlich gilt jedoch auch bei
den Schadstoffimmissionen, dass die jeweils gesetzlich festgelegten Grenzwerte im Rah-
men des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nachweislich eingehalten werden mus-
sen. Aus raumordnerischer Sicht durften trotzdem die wohnortnaher verlaufenden A- und
D-Varianten zu einer héheren Schadstoffbelastung in den angrenzenden Wohn- und Nah-
erholungsbereichen, incl. Garten, fihren als die ortsferneren, fast vollstandig in einem Tun-
nel verlaufenden B-Varianten. Insbesondere bei der Variante B1+, die ab Queichhambach
in Troglage gefuhrt wird, bevor diese in den Tunnel Ubergeht, durften zusatzliche Belastun-
gen fur die Anwohner minimiert werden. Ob es dabei am Tunneleingang bzw. -ausgang zu
einer erhdhten Konzentration von Schaftstoffen kommt, ist ebenfalls im Planfeststellungs-

verfahren zu klaren. Ggf. sind hier entsprechende Luftungsanlagen usw. vorzusehen.

Ferner liegen die tangierten Queichtalgemeinden gem. ERP in einem Bereich mit besonde-
rer Bedeutung fur Fremdenverkehr und Naherholung. In der Begriindung (Plansatz 2.2.7.1)
wird dazu ausgefuhrt, dass die Voraussetzungen fir die Erholungsnutzung erhalten und
weiterentwickelt werden sollen. Insbesondere die ortsfernen Trassen D2/A1 und D3, aber
auch die ortsnah verlaufende Variante A1 wurden jedoch zu einer Verlarmung des bisher
ruhigen, siedlungsnahen Erholungsraumes fiihren und somit die (Nah-) Erholungsmaglich-

keiten zumindest einschranken.

Insbesondere unter dem Gesichtspunkt des Larmschutzes und der Vermeidung von Schad-
stoffen entsprechen die Varianten B3 und B1+ grundsatzlich den Erfordernissen der Raum-
ordnung und Landesplanung, da diese Varianten zu einer Reduzierung der Larm- und
Schadstoffbelastungen und zu einer Aufwertung der Wohnqualitat im Ortsbereich fahren.
Gleichwohl kommt es auch bei diesen Varianten zu einer geringen Neubelastung bisher
unbelasteter Bereiche. Bei den A-Varianten und auch den D-Varianten kommt es dagegen
zu einer verstarkten Verlarmung bisher unbelasteter Wohnbereiche und von Erholungsge-
bieten. Im Hinblick auf den Larmschutz gehen diese Varianten deshalb nicht mit den raum-

ordnerischen Erfordernissen konform.
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4. Naturschutzfachliche Belange

Gem. ERP Rhein-Neckar sollen beim Bau von Verkehrsinfrastruktur u.a. die naturschutz-
fachlichen Belange berlcksichtigt werden (Plansatz 3.1.1.5, G). Insbesondere sollen mdg-
lichst wenig neue Flachen in Anspruch genommen, AusbaumalRnahmen gegenuber Neu-
baumalnahmen bevorzugt und unnétige Zerschneidungen wertvoller Landschaftsteile und

Stérungen des Landschaftsbildes vermieden werden.

Zur Vorbereitung einer moglichst umweltschonenden Trassenplanung auf der Grundlage
der zu ermittelnden umweltrelevanten Auswirkungen fir den geplanten Ausbau wurden eine
Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS), eine FFH-Vertraglichkeitsuntersuchung auf Ebene des
ROV/der UVS fur das FFH-Gebiet 6812-301 ,Biospharenreservat Pfalzerwald®, fur die Vo-
gelschutzgebiete 6812-401 ,Pfalzerwald“ und 6514-401 ,Haardtrand“ sowie eine Arten-
schutzprognose gem. § 44 BNatSchG erstellt.

Die Umweltvertraglichkeitsstudie (UVS) kommt, getrennt fur die einzelnen Schutzguter, zur

folgenden Gesamtbeurteilung der Varianten:

Schutzgut Menschen (Freizeit- und Erholungsnutzung / Wohnumfeld)

Insbesondere in den Bereichen freier Strecken kommt es zu einer hdheren Larmbelastung
der anliegenden Siedlungs- und Erholungsraume. Lasst man die vier-streifigen Tunnelvari-
anten auRer Betracht®, ergibt sich fiir die verbleibenden Varianten folgende Rangreihung:
B1+, B3, B1, A2, D2/A1 und A1. Variante D 3 hat zwar fast keine Auswirkungen auf das
Wohnumfeld, jedoch wird der Freizeit- und Erholungswert erheblich und umfassend beein-
trachtigt. Insbesondere bei den Varianten B1+ und B3 steht einer Larmbelastung in zum
Wohnen genutzten Gebieten fur eine Flache von rund 2,5 ha eine Larmminderung fur 10 ha
gegenuber. Gleiches gilt fir Erholungsraume, in denen eine Belastung fir eine Flache von

rund 20 ha einer Entlastung fir 85 ha gegenubersteht.

Schutzgqut Pflanzen

Alle Varianten haben durch den Verlust hochwertiger Vegetation unter Brickenbauwerken
bzw. durch Trassenbauwerke und den Verlust von gesetzlich geschutzten Biotopen erheb-
liche Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen. Insgesamt schneiden hier die Varianten
D2/A1 und B1+ am besten ab, gefolgt von der Variante A1. Am schlechtesten wird die Va-

riante D3 bewertet. Dies liegt vor allem in der Offnung geschlossener Waldlebensraume und

3 Diese werden, wie bereits zu Beginn erwahnt, nicht mehr betrachtet.
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der wiederholten Querung wertvoller TalrAume begrindet.

Schutzqgut Tiere

Alle Varianten fihren zu erheblichen Auswirkungen auf die Tierarten und ihre Lebensraume.
Von den erheblichen Auswirkungen sind vor allem Vogel, Fledermause und die Wildkatze
sowie der Luchs betroffen. Wahrend es in den Abschnitten mit Fahrbahnaddition zu einer
deutlichen Verscharfung der Trennwirkung kommt, verursachen die Neubauabschnitte eine
neue Zerschneidungssituation. Jedoch ergeben sich auch Vorteile durch erkennbar gerin-
gere Gefahrdungen, insbesondere bei den Tunnelvarianten. Werden Entlastungseffekte
hinzugenommen, wird eindeutig Variante B1+ praferiert. Danach folgen B3 und D2/A1. Mit
Abstand am schlechtesten schneidet Variante D3 ab, was aus den wiederholt erfolgenden
Eingriffen in vergleichsweise stérungsarme wie reich strukturierte und damit artenreiche

Okotope resultiert.

Schutzgut Boden

Durch die Vollversiegelung der Fahrbahnen kommt es bei allen Varianten zu Beeintrachti-
gungen. Ein Ausgleich ist nur bedingt (durch Entsiegelung) mdglich. Eine Rangreihung
ergibt sich vor allem aus der Lange der Neubaustrecken sowie durch die Lage innerhalb
oder aul3erhalb der Queichaue und anderer Bachtaler. Gleiches gilt in Bezug auf Boden mit
zugewiesener Archivfunktion. Die vergleichsweise geringsten Beeintrachtigungen ergeben
sich mit Abstand, insbesondere durch die geringste Neuversiegelungsrate, bei Variante
B1+. Bei den Varianten A1 und A2 wird das Schutzgut Boden dagegen am meisten beein-

trachtigt. Diese Varianten werden daher als ungeeignet eingestuft.

Schutzqut Wasser

Alle Varianten haben erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser, insbesondere
durch Verlust von Infiltrationsflache mit Beeintrachtigung der Grundwasserneubildungsrate
uber bedeutsamen Grundwasserstandorten, durch die Beeintrachtigung von Oberflachen-
gewassern (Eingriffe in das Bachbett) oder durch eine Durchfahrung von Wasserschutzge-
bieten mit der Gefahr von Grundwasserverschmutzung und von Uberschwemmungsgebie-
ten. Die geringsten Auswirkungen ergeben sich bei Variante D3, da grundwassernahe Au-
enstandorte weitgehend gemieden und das Uberschwemmungsgebiet der Queich sowie
das Wasserschutzgebiet Queichhambach geschont werden. Danach folgen in der Rangrei-

hung die Varianten B1+ sowie B1 mit einer vergleichsweise geringen Verlustrate an Infiltra-
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tionsflache. Die hochste Gefahrdung auf das Schutzgut geht von Variante A1 aus, die wie-
derholt in hydrologisch bedeutsamen Bereichen zu liegen kommt und den hochsten Verlust

an Infiltrationsflache aufweist.

Schutzgut Klima/Luft

Die Varianten haben sehr unterschiedliche Auswirkungen auf dieses Schutzgut. Alle fihren
jedoch zu einer Reduzierung kalt- und frischluftproduzierender Flachen. Insgesamt ergeben
sich bei den ,geeigneten” Varianten A2, D2/A1, B3, B1+ nur geringe quantitative Unter-
schiede. Variante B1 ist lediglich ,bedingt geeignet®, vor allem, da hier das Kaltluftsammel-
gebiet in der Hasenbach-Hahnenbachmulde durchfahren wird. Die schwerwiegendsten
Auswirkungen sind mit D3 verbunden, da diese sowohl umfangreiche Verluste und Schad-
stoffbelastungen in frischluftgenerierenden Waldern als auch konzentrierte Abgaseintrage
aus den Tunnel6ffnungen in die funktional hochwertigen Abluftsysteme der Bachtaler her-

vorruft.

Schutzqut Landschaft

Alle Varianten fihren zu hohen anlagebedingten Auswirkungen auf die Landschaft. Die vi-
suellen Verfremdungen im Landschaftsbild durch Bauwerke kdnnen nur ansatzweise durch
»Eingrinung“ kompensiert werden. Insgesamt ergeben sich Vorteile fur die in grol3en Teilen
die Bestandstrasse nutzende Variante D2/A1. Danach folgen B1+, A2 und B3. Die gravie-
rendsten Eingriffe erfolgen durch Variante D3, da diese einen landschaftsasthetisch sehr
nachteiligen Stralenanschluss an die B 48, Querungen von landschaftsasthetisch anspre-
chenden Talraumen sowie eine lange Streckenflhrung durch den geschlossenen Wald un-

terhalb der Burg Trifels beinhaltet.

Schutzqgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachguter

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine archaologischen Fundstellen betroffen. Direkte
Beeintrachtigungen baulicher Kulturdenkmale kdnnen ausgeschlossen werden. Durch fast
allen Varianten werden jedoch kulturhistorisch bedeutsame Landnutzungen, wie Streuobst-
wiesen oder Nasswiesen, beansprucht und gehen teilweise verloren. Variante D2/A1 ist hier
die einzige Variante, die zu keinen Verlusten fuhrt. Mit einem Verlust von rund 0,1 ha folgen
gleichauf die Varianten A1, A2, B1+ sowie B3. Mit einem Verlust von ca. 1,9 ha nimmt Va-

riante D3 den letzten Rang ein.

Im Ergebnis des schutzgutlibergreifenden Variantenvergleichs der UVS ist die Variante B1+
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am gunstigsten einzuschatzen, gefolgt von Variante D2/A1. Die Varianten B3 und A2 sind

bedingt empfehlenswert. Alle anderen Varianten werden dagegen nicht empfohlen.

Die Artenschutzprognose kommt zu dem Ergebnis, dass die Wahrscheinlichkeit zum Ein-
tritt von Verbotstatbestdnden im Zuge der Variante D3 im ,worst case” mit rund 38 Arten
(héhere Wahrscheinlichkeit) und 32 Arten (mittlere Wahrscheinlichkeit) insgesamt am groR-
ten ist. Aus artenschutzrechtlicher Sicht am glinstigsten schneidet die Variante B1+ (16 bzw.
11 Arten) ab.

Die Vertraglichkeitsuntersuchung auf Ebene des ROV fiir das FFH-Gebiet ,,Biospha-
renreservat Pfalzerwald“ kommt zu dem Ergebnis, dass sich unter Einsatz von Schadens-
begrenzungsmalinahmen im Zuge der meisten Varianten eine Aufhebung der primar fest-
gestellten bzw. im Rahmen einer ,worst case“-Betrachtung vorsorglich benannten erhebli-
chen Beeintrachtigungen von Erhaltungszielen erreichen lasst. Am besten schneiden hier
die Varianten B1+ sowie D2/A1 ab.

Keine effektiven Schadensbegrenzungsmalinahmen ergeben sich bei Variante B1 durch
den unmittelbaren Habitatverlust fir den Ameisenblauling und den GrolRen Feuerfalter. Glei-
ches qilt flr Variante D3, falls eine Bechsteinfledermauskolonie unterhalb der Burg Trifels

nachgewiesen wurde sowie fur den Luchs.

Gemal den Vertraglichkeitsprifungen fir das Vogelschutzgebiet ,,Pfalzerwald* und
das Vogelschutzgebiet ,,Haardtrand* kommt es bei keiner Variante zu einer direkten Fla-
cheninanspruchnahme der Schutzgebiete. Auch werden keine essenziellen oder glnstigen
Nahrungsareale von im Schutzgebiet britenden und im Rahmen ihrer Aktionsraume dann
ggaf. auch auRerhalb des Schutzgebietes nahrungssuchenden wertstellenden Vogelarten

beansprucht.

Eine erhebliche Beeintrachtigung der Vogelschutzgebiete in ihren fur die Erhaltungsziele
oder den Schutzzweck mafgeblichen Bestandteilen kann daher sicher ausgeschlossen

werden.

Die Obere Naturschutzbehérde sieht den Ausbau im vorliegenden Abschnitt vom Grundsatz
her kritisch. Sofern der Ausbau den Status des Pfalzerwaldes als Biospharenreservat ge-
fahrde, werde der Ausbau eindeutig abgelehnt. Sollte das Vorhaben weiterverfolgt werden,
sei grundsatzlich die Trasse mit den vergleichsweise geringsten negativen Umweltauswir-

kungen zu wahlen. Als Ergebnis des schutzgutibergreifenden Gesamtrankings im Rahmen
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der UVS werde dabei die Variante B1+ empfohlen, die insbesondere durch die lange Tun-
nelfihrung mit geringeren Eingriffen im Queichtal verbunden sei. Darlber hinaus wirden
Eingriffe im Bereich der AS ,Annweiler West“ komplett vermieden und die bereits beste-
hende Trasse der B 10 konnte weitergenutzt werden. Die vom LBM favorisierte Variante A2
schneide zwar aus stral3enbautechnischer Sicht besser ab, dies kdnne aber nicht darlber
hinwegtauschen, dass Variante A2 im Gesamtranking der UVS nur als ,bedingt empfeh-
lenswert“ und somit deutlich schlechter als B1+ eingestuft werde. Auch im Hinblick auf die
FFH-Vertraglichkeitsuntersuchung und den Artenschutz schneide Variante B1+ besser ab
bzw. liege auf Platz 1. Der Variante B1+ sei daher eindeutig der Vorzug gegenuber den

anderen Varianten zu geben.

Dies wird auch vom Verband Region Rhein-Neckar sowie insbesondere vom Bezirksver-
band Pfalz so gesehen. Der Variante B1+ sei eindeutig der Vorzug gegenlber den anderen
Varianten zu geben, da diese nach derzeitiger Sachlage die geringsten Eingriffe in Natur
und Landschaft sowie die geringsten artenschutzrechtlichen Konsequenzen habe. Vor allem
werde eine dauerhaft sichtbare Zerschneidungswirkung des Pfalzerwaldes als wesentliches
Kriterium fUr die Gefahrdung der Reprasentativitat des Biospharenreservats durch Variante
B1+ weitgehend vermieden. Der Neubau eines Kreisverkehrsplatzes im Bereich Annweiler
West sei komplett entbehrlich. Durch die vom LBM favorisierte Variante A2 wirde dagegen

u.a. die Freizeit- und Erholungsfunktion des Pfalzerwaldes erheblich beeintrachtigt.

Der Naturschutzbund Deutschland beflirchtet vor allem, dass durch den Ausbau der Status
des Biospharenreservats gefahrdet sei. Es sei fraglich, ob sich im Rahmen einer FFH-
Ausnahmeprufung MalRnahmen zur Koharenzsicherung finden lassen wurden, die den an
sie gestellten fachlichen Anforderungen gerecht wirden. Daher lehne man alle Varianten
ab, da diese im Biospharenreservat nicht raumvertraglich umzusetzen seien, auch nicht bei
konsequenter Umsetzung der vorgeschlagenen MalRnahmen zur Vermeidung und Minimie-
rung der Beeintrachtigungen. Im Ubrigen habe man Zweifel, dass die Malnahmen tatséch-

lich umgesetzt wirden und zielfihrend seien.

Dies wird auch vom Bund fur Umwelt und Naturschutz bemangelt. Er sieht ebenfalls die
Gefahr, dass dem Biospharenreservat der Status aberkannt werden kdnnte und lehnt das
Vorhaben dartber hinaus mangels Bedarf ab. Die Datengrundlage sei nicht aktuell und da-
her flr den Variantenvergleich ungeeignet. Im Gesamtvergleich der UVS lande B1+ an ers-
ter Stelle, gefolgt von D2/A1. Auch bezlglich des Schutzes von Natura 2000 sowie des
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Artenschutzes werde D2/A1 am besten bewertet, gefolgt von B1+. Die Auswahl der Variante
A2 als Vorzugsvariante kdnne unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten daher nicht

nachvollzogen werden.

Der Landesjagdverband erklart, dass das Totungsrisiko bei den Tunnelvarianten grundsatz-
lich am geringsten sei. Bei Umsetzung der BaumalRnahme sei daher zur Vermeidung von
Schadigungen die zeitliche Anpassung der Baumaflihahmen an den Lebensablauf der tan-
gierten Arten in ihrem Lebenszyklus von vorrangiger Bedeutung. Schliel3lich sei die Errich-
tung von Querungshilfen notwendig. Im Ergebnis werde Variante B3a zwar bevorzugt, je-
doch wurden auch die Varianten B1+ und D2/A1 Vorteile (z.B. lange Tunnelstrecke) aufwei-

sen.

Die Obere Landesplanungsbehérde kann der Oberen Naturschutzbehérde und dem Be-
zirksverband Pfalz sowie den Naturschutzverbanden nur zustimmen, dass der herausra-
gende Schutzstatus des Pfalzerwaldes als grenzuberschreitendes Biospharenreservat
durch den Ausbau des vorliegenden Abschnitts der B 10 nicht gefahrdet werden darf. Der
LBM weist allerdings zurecht darauf hin, dass das MAB-Komitee den Gesamtausbau der B
10 bei der Evaluierung 2022 zwar kritisch beurteilt, den Schutzstatus aber dennoch, trotz

Kenntnis des geplanten Ausbaus, fur die nachsten 10 Jahre bestatigt habe.

Gem. der Stellungnahme des Bezirksverbandes bereitet dem MAB-Komitee vor allem eine
maogliche zunehmende Fragmentierung des Pfalzerwaldes durch den Ausbau der B 10 Sor-
gen. Gemal der UVS ergibt sich jedoch bei den Varianten B1+, A2, B3 und D2/A1 eine
relativ geringe Betroffenheit flr das Biospharenreservat, wahrend die starkste Betroffenheit

von Variante D3 ausgeldst wird.

Aus raumordnerischer Sicht ist die Variante B1+ gegenlber den anderen o.g. Varianten
jedoch insoweit im Vorteil, da sie zu rund 70 % in einem Tunnel verlauft und eine weitere
Landschaftszerschneidung somit zum Grof3teil vermeidet. Bei den Varianten B1 und B3 ver-
laufen dagegen ,nur” ca. 60 % der Gesamttrasse im Tunnel, genauso wie bei den Varianten
A2 und D2/A1. Insofern ist die Variante B1+ ,lediglich“ zwischen dem Tunneleingang bzw.
—ausgang und den Anschlussstellen ,Queichhambach® bzw. ,B 48, Wellbachtal“ auf einer
Gesamtlange von ca. 2,3 km sichtbar, wobei die neue Trasse hier jeweils parallel zur Be-
standstrasse der B 10 gefuhrt werden soll. Eine weitere Fragmentierung des Pfalzerwaldes

kann aus raumordnerischer Sicht somit weitgehend vermieden werden.

Im Rahmen des nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens ist sicherzustellen, dass der
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Ausbau des vorliegenden Abschnitts nicht zur Aberkennung des Schutzstatus fuhrt. Es wird
daher eine frihzeitige Abstimmung mit dem MAB-Nationalkomitee sowie dem Bezirksver-
band Pfalz empfohlen. Dazu sind die vorgeschlagenen Ma3nahmen zur Minimierung und
Vermeidung der Beeintrachtigungen bereits im Vorfeld eng mit der Oberen Naturschutzbe-
horde abzustimmen. Damit kann aus raumordnerischer Sicht auch den Zweifeln des NABU
begegnet werden, dass die vorgeschlagenen MalRnahmen zur Minimierung der Beeintrach-

tigungen nicht greifen bzw. nicht umgesetzt wirden.

Es ist allerdings nicht von der Hand zu weisen, dass allein durch die Addition weiterer Fahr-
streifen entlang der B 10 die bereits jetzt bestehende Trennwirkung erhoht und der Aus-
tausch fur die Tierwelt zusatzlich erschwert werden kann. Im Rahmen des nachfolgenden
Genehmigungsverfahrens sind daher, wie vom Landesjagdverband gefordert, Querungshil-
fen/Granbricken zur Wiedervernetzung vorzusehen. Die Standorte sind in enger Zusam-

menarbeit mit der Oberen Naturschutzbehorde festzulegen.

Einige der Beteiligten auf3ern ferner Bedenken, dass die Datengrundlage der UVS veraltet
bzw. nicht mehr aktuell sei und somit nicht als Grundlage flr einen Variantenvergleich die-
nen kénnte. Wie der LBM auf dem Erérterungstermin allerdings darlegte, kann die veraltete
Datengrundlage durchaus fur einen Variantenvergleich herangezogen werden. Die letztma-
lig vor funf Jahren flachendeckend durchgefuhrten Gelandebegehungen zur Verifizierung
der ortlichen Biotop- und Nutzungstypen hatten schliel3lich keine gravierenden Veranderun-
gen gegenuber dem Zeitraum der Datenerhebung erkennen lassen, die eine wesentlich an-
dere Avizonose oder auch Lebensgemeinschaften anderer Tiere zur Folge hatten. Die sei-
nerzeit systematisch und methodisch korrekt durchgefuhrten Kartierungen wirden eine fun-
dierte Datenbasis zur Ableitung mdglicher erheblicher Auswirkungen bilden und somit einen
Variantenvergleich zur Linienfindung erlauben. Im Ubrigen seien durchaus auch jiingere
Daten von Dritten aufgenommen worden, z.B. zur Situation der Wildkatze oder des Luchses
(Auswertung der Daten zum EU-Lifeprojekt ,Wiederansiedlung des Luchses im Biospharen-

reservat Pfalzerwald®).

Aus Sicht der Raumordnung ist es nachvollziehbar, dass eine grundsatzliche Bewertung der
Varianten auch auf Basis der veralteten Datengrundlage maoglich ist und somit im Ergebnis
Varianten herausgearbeitet werden, die naturschutzfachlich und artenschutzrechtlich die
(relativ gesehen) geringsten Auswirkungen haben. Fur das anschlieRende Planfeststel-
lungsverfahren ist es jedoch unerlasslich, dass die Datengrundlagen auf den aktuellen
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Stand gebracht und entsprechende Kartierungen durchgefuhrt werden. Dabei ist nachzu-
weisen, dass der Ausbau grundsatzlich mit den naturschutzfachlichen Vorgaben vereinbar
ist. Entsprechende Vermeidungs- und MinimierungsmalRnahmen sind frihzeitig mit der

Oberen Naturschutzbehorde abzustimmen.

Trotz der Vorbehalte gegen die Aktualitdt der Daten und der meist generell ablehnenden
Haltung der Naturschutzverbande gegenuber dem Vorhaben stimmen diese - und auch die
Obere Naturschutzbehdrde - grundsatzlich mit den Ergebnissen der naturschutzfachlichen
Bewertungen Uberein, dass die Varianten B1+ und D2/A1 im Hinblick auf die Auswirkungen
des Vorhabens auf die einzelnen Schutzguter sowie auf die Natura 2000-Gebiete und den
Artenschutz am besten abschneiden. Damit seien beide Varianten im Ergebnis bedeutend
umweltvertraglicher als Variante A2 und daher vorzugswirdig. Dies wurde auch auf dem

Erérterungstermin nochmals bekraftigt.

Dem ist aus raumordnerischer Sicht nichts hinzuzufigen. Wie in den naturschutzfachlichen
Gutachten dargelegt, kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen fur das FFH-Gebiet ,Biospha-
renreservat Pfalzerwald“, auch unter Berlicksichtigung schadensbegrenzender MalRnah-
men, bei den Varianten B1 und D3 nicht ausgeschlossen werden, sodass diese Varianten

bereits aus diesem Grund nicht weiterverfolgt werden sollten.

Die Varianten B1+ und D2/A1 schneiden dagegen insbesondere im Hinblick auf die Schutz-
guter ,Landschaft”, ,Pflanzen” und ,Tiere” deutlich besser ab als die Varianten A1, A2 und
B3.

Die derzeit nicht auszuschlieRenden erheblichen Beeintrachtigungen flir den Ameisenblau-
ling, den GrofRen Feuerfalter und die Gruine Keiljungfer im Bereich sudlich der Queich wer-
den von allen Varianten ausgel6st. Hier sind im Rahmen der Detailplanung flr das nachfol-
gende Genehmigungsverfahren alle Malnahmen umzusetzen, die zur Schadensbegren-
zung und Koharenzsicherung beitragen. Dabei gilt es laut Gutachter eine Trasse zu finden,
die einerseits eine Verlegung der Queich moglichst vermeidet und andererseits die Wiesen-

flachen als Lebensstatte der Falter erhalt.

Der Vorwurf der Verbande und einer Burgerinitiative, dass der sog. Klimabeschluss des
Bundesverfassungsgerichtes nicht bertcksichtigt worden sei, ist fur den vorliegenden Aus-
bauabschnitt nur bedingt richtig, da bereits bei der Aufstellung des aktuellen Bundesver-

kehrswegeplans die Auswirkungen des gesamten Ausbauvorhabens auf das globale Klima
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untersucht und ermittelt worden sind. Eine Untersuchung der Auswirkungen allein des be-
antragten Ausbauabschnitts auf das globale Klima ist auf Ebene des Raumordnungsverfah-
rens nicht erforderlich. Selbstverstandlich ist ein Fachbeitrag Klima im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens zu erarbeiten, um evtl. betriebsbedingte und lebenszyklusbedingte

Treibhausgasemissionen zu betrachten und zu bilanzieren.

Aus Sicht der Raumordnung ist im Ergebnis Variante B1+ am besten mit den naturschutz-
fachlichen Belangen vereinbar, was vor allem der relativ langen Tunnelstrecke geschuldet
ist. Hierdurch fallt u.a. die Neuzerschneidung des Biospharenreservates relativ gering aus.
Zwar fuhrt auch diese Variante zu erheblichen Beeintrachtigungen. Diese kdnnen jedoch
gem. den Ausfuhrungen der Gutachten durch Umsetzung verschiedener Minimierungs- und
Vermeidungsmalnahmen sowie Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen auf ein nicht erhebli-

ches Maf reduziert werden.

Auch die Variante D2/A1 - und mit einigem Abstand die Varianten A2 und B3 - kdnnen mit

den naturschutzfachlichen Belangen in Einklang gebracht werden.

Die Varianten A1, B1 und D3 sind dagegen bereits aufgrund der erheblichen Auswirkungen
auf das FFH-Gebiet ,Biospharenreservat Pfalzerwald“ sowie der hohen Risiken flir verschie-

dene Schutzguter mit den Erfordernissen der Raumordnung nicht in Einklang zu bringen.

5. Wasserwirtschaftliche Belange

Bis auf Variante D3 greifen alle Varianten im &stlichen Bereich der Trassen in das Uber-
schwemmungsgebiet der Queich bzw. gem. ERP in ein Vorranggebiet fur den vorbeugen-
den Hochwasserschutz ein und fihren zu einer Verringerung des Retentionsvolumens.
Gleichzeitig geht die vorgesehene Fahrbahnaddition nérdlich der B 10 zwischen der AS
»,Queichhambach® und Tunneleingang mit einer Verlegung des Gewasserbettes der Queich
einher. Zudem werden die Zonen Il und Il des Trinkwasserschutzgebietes ,Queichham-

bach“ tangiert.*

Gemal Plansatz G 2.2.5.1 des ERP sollen zur Vermeidung kinftiger Schaden durch Hoch-
wasser alle zur Umsetzung eines nachhaltigen Hochwasserrisikomanagements erforderli-
chen MalRnahmen zur Anwendung kommen. U.a. sollen FlieRgewasser und ihre Auen frei-

gehalten bzw. wiederhergestellt werden. In den Vorranggebieten fur den vorbeugenden

4 Vgl. hierzu auch die Ausflihrungen zum Schutzgut ,Wasser" auf S. 43.
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Hochwasserschutz (Plansatz 2.2.5.2, Z) haben die Belange des Hochwasserschutzes Vor-
rang vor konkurrierenden Nutzungsanspruchen. Sie sind von hochwassersensiblen Nutzun-
gen, insbesondere von weiterer Bebauung sowie von Vorhaben, die den Abfluss beeintrach-
tigen bzw. zu Retentionsraumverlusten fuhren, freizuhalten. Unvermeidbare Vorhaben und
Malnahmen im offentlichen Interesse sind ausnahmsweise moglich, wenn die Erforder-

nisse des Hochwasserschutzes gewahrt bleiben.

Die Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz der SGD Sud erklart
hierzu, dass im Uberschwemmungsbereich der Queich keine MalRnahmen erlaubt seien,
die zu einer Reduzierung des Retentionsraumes fuhren wurden. Die Errichtung baulicher
Anlagen sei grundsatzlich untersagt. Fur den Ausbau sei daher eine Ausnahme von den

Verboten erforderlich.

Es ist unzweifelhaft, dass fir den Ausbau der B 10 auf einer Strecke von rund 1.000 m
Retentionsraum der Queich beansprucht werden wird bzw. verlorengeht. Eine Ausnahme
stellt lediglich Variante D3 dar, die den Retentionsraum der Queich nicht tangiert. Fur alle
anderen Varianten kann eine Berechnung des Verlustes bzw. des erforderlichen Ausgleichs
erst nach Vorliegen der genauen Trasse im Zuge des Planfeststellungsverfahrens erfolgen.
Um den Belangen des vorbeugenden Hochwasserschutzes gerecht zu werden, ist generell
darauf zu achten, dass die Inanspruchnahme des Retentionsraumes auf das absolut Not-
wendige reduziert wird. Dabei wird von Seiten der Raumordnung davon ausgegangen, dass
der Verlust grundsatzlich ausgeglichen werden kann. Die Obere Wasserbehdrde ist frihzei-

tig in die entsprechenden Untersuchungen einzubinden.

Ferner wird seitens der Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz
bestatigt, dass alle Varianten, bis auf D3, durch das Trinkwassergewinnungsgebiet ,,Queich-
hambach® (Zonen Il und Ill) verlaufen. Zwar sei die Trinkwasserschutzgebietsverordnung
aufgehoben worden und somit nicht mehr gultig, der Brunnen werde jedoch noch zur Trink-
wasserversorgung genutzt (unbefristete Erlaubnis). Der Brunnen besitze keine Absperrung
gegen oberflachennahe Einfliisse, weshalb mit einem erhéhten Untersuchungsaufwand und
ggf. kontinuierlichen Messungen zu rechnen sei.

Aus Sicht der Raumordnung stellt die Trinkwasserversorgung ein sehr hohes Gut dar, das
es zu schutzen gilt. So soll auch nach dem ERP (Plansatz 2.2.3.4, G) die offentliche Trink-
wasserversorgung durch eine konsequente Weiterfihrung der Ausweisung von Wasser-
schutzgebieten im erforderlichen Umfang gesichert werden. In den Wasserschutzgebieten
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sollen das entsprechende Schutzniveau erhalten und Beeintrachtigungen vermieden wer-

den.

Auf dem Eroérterungstermin wurde seitens der Oberen Wasserbehdrde nochmals dargelegt,
dass zwar ein Ersatzbrunnen westlich von Annweiler errichtet worden sei, aus dem Brunnen
~,Queichhambach® dennoch aufgrund der unbefristeten Erlaubnis weiterhin Wasser, wenn
auch in geringen Mengen, gefordert werde. Aus raumordnerischer Sicht sind daher der
Brunnen bzw. die Wasserschutzzonen auch weiterhin vor schadlichen Eintragen zu schut-
zen. Im Rahmen der Detailplanung ist deswegen darauf zu achten, dass die Trasse mog-
lichst wenig die Wasserschutzzonen Il und Il tangiert. Eine Fihrung der Trasse komplett
aullerhalb des (ehemaligen) Wasserschutzgebietes, wie vom BUND gefordert, ist nach An-
gaben des Landesbetriebes Mobilitat nicht moglich. Eine Abstimmung mit der Oberen Was-
serbehorde ist zwingend erforderlich, um entsprechende Auflagen zum Schutz der Wasser-

schutzzonen frihzeitig abzustimmen und festzusetzen.

Im Ubrigen sind der von Oberen Wasserbehdrde angemahnte Nachweis der Gewasserver-
traglichkeit sowie der ,Fachbeitrag EU-Wasserrahmenrichtlinie“ selbstverstandlich im Rah-

men des Planfeststellungsverfahrens zu erbringen.

6. Weitere fachliche Belange
6.1 Landwirtschaft

Die landwirtschaftlichen Flachen und ihre wirtschaftlichen, dkologischen und sozialen Funk-
tionen sollen nachhaltig gesichert und entwickelt werden (ERP Rhein-Neckar, Plansatz
2.3.1.1, G). In der Begrundung wird ausgefuhrt, dass die vielfaltigen Funktionen der Land-
wirtschaftsflachen eine besondere Sorgfaltspflicht fir ihre Nutzung und ihren nachhaltigen
Schutz begriinden. Dies bezieht sich u.a. auf den sparsamen Umgang mit Flachen und die

Vermeidung von Zerschneidungswirkungen.

Bis auf Variante D3 flihren alle Trassenvarianten vor allem im Bereich der Anschlussstelle

,Queichhambach® zu einer Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflachen.

Darauf wird auch seitens der Landwirtschaftskammer hingewiesen. Dadurch seien insbe-
sondere die Bewirtschaftungsflachen des Gutes Rothenhof betroffen. Bei dem Betrieb han-
dele es sich um einen tierhaltenden Betrieb mit Milchkuh- und Ammenkuhhaltung mit Wei-
degang. Aufgrund der Betriebsstruktur, insbesondere gepragt durch die Milchkuhhaltung,
sei der Betrieb auf den Erhalt von hofnahen Weide- und Auslaufflachen angewiesen. Diese
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Flachen seien daher zu erhalten und beim Ausbau unbedingt zu berucksichtigen. Die AS
,Queichhambach® sollte daher nach Osten verschoben werden. Sollte eine Inanspruch-

nahme unumganglich sein, seien dem Hof Ersatzflachen zur Verfigung zu stellen.

Aus Sicht der Raumordnung werden durch den vorliegenden Ausbauabschnitt relativ wenig
landwirtschaftliche Flachen in Anspruch genommen, bezogen auf die Gesamtlange der
Trassen. Dies betrifft gleichermalien alle Varianten. Der Landwirtschaftskammer ist zuzu-
stimmen, dass der milchviehhaltende Betrieb von dem Ausbau besonders tangiert wird. Im
nachfolgenden Planfeststellungsverfahren ist es daher erforderlich, die Trasse so festzule-
gen, dass moglichst keine bewirtschafteten Flachen des Hofes in Anspruch genommen wer-
den. Sollte eine Inanspruchnahme unumganglich sein, sind nach Mdglichkeit Ersatzflachen
bereitzustellen. Der Verlauf der Trasse ist gegenliber dem/den Betreiber(n) des Hofes frih-

zeitig zu kommunizieren.

Im Ubrigen ist darauf zu achten, dass im Rahmen von Kompensationsmafinahmen auf Nut-
zungsextensivierungen bestehender landwirtschaftlicher Nutzflachen verzichtet wird. Soll-
ten sich dennoch landwirtschaftliche Betroffenheiten ergeben, ist eine Abstimmung mit der

Landwirtschaft erforderlich.

6.2 Forstwirtschaft

Gem. G 124 des LEP IV werden die Nutz-, Schutz- und Erholungswirkungen des Waldes
und dessen typische Auspragung als Element der Kulturlandschaft durch naturnahe Wald-
bewirtschaftung und durch besondere Pflege- und Bewirtschaftungsmaf3inahmen gesichert
und entwickelt. In der Begriundung wird u.a. ausgefihrt, dass Walder bei 6ffentlichen Pla-

nungsvorhaben zu schutzen sind.

Auch nach dem ERP Rhein-Neckar sollen die Waldflachen zur Erflillung der dkologischen,
okonomischen und sozialen Funktionen erhalten werden (Plansatz 2.3.2.1, G). Vorrangge-
biete fur Wald und Forstwirtschaft dienen der Sicherung und Entwicklung der Waldfunktio-
nen und Waldstrukturen. Die Inanspruchnahme von Wald, u.a. fur Verkehrsanlagen, ist aus-
nahmsweise mdglich. Es ist jedoch darauf zu achten, dass sowohl die natlrliche Eignungs-
grundlage dieser Bereiche als auch deren wirtschaftliche Nutzbarkeit nicht gefahrdet bzw.

nach Maoglichkeit verbessert werden (Plansatz 2.3.2.2, Z).

Gemal Aussage der Zentralstelle der Forstverwaltung seien diejenigen Varianten vorzugs-
wirdig, bei denen Eingriffe in Waldflachen mdglichst geringgehalten wirden. Daher seien
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die Varianten mit Tunnelldsung, insbesondere diejenigen mit nur einem langen Tunnel,
grundsatzlich geeigneter als solche mit offener Bauweise oder mit mehreren kurzen Tun-
neln, da der Waldverlust primar im Bereich der Tunnelportale zu erwarten sei. Insbesondere

Variante D3 werde daher abgelehnt.

Dem kann aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung gefolgt werden. Neben dem
forstwirtschaftlichen Nutzen und der hochwertigen naturschutzfachlichen Funktion des Wal-
des gilt es zusatzlich, die Erholungsfunktion der bisher unzerschnittenen Waldbereiche, ins-
besondere sudlich der B 10, zu bertcksichtigen. Zwar wird Wald bei allen Varianten in An-
spruch genommen, die Varianten B1, B1+ und B3 verfugen jedoch nur uber einen Tunnel
mit zwei Tunnelportalen und durften somit den geringsten Waldverlust aufweisen. Vor allem
bei der Variante B1+ befindet sich das 6stliche Portal dstlich der Bahnlinie und somit bereits
aulerhalb des geschlossenen Waldbestandes. Aus raumordnerischer Sicht ist daher davon
auszugehen, dass bei Variante B1+ der Waldverlust am geringsten ausfallt und die vielfal-

tigen Funktionen des Waldes am wenigsten beeintrachtigt werden.

Bei Variante D3 werden dagegen 7 Tunnel bendtigt, weshalb hier der weitaus gréfite Wald-
verlust zu erwarten ist. Hinzu kommt, dass die Tunnelportale sich Gber die gesamte Strecke
verteilen und somit u.a. die Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes mit Abstand am
starksten beeintrachtigt werden. Im Hinblick auf die forstlichen Belange schneidet Variante

D3 daher am schlechtesten ab.

Die Varianten A1, A2 sowie D2/A1 liegen mit zwei bzw. drei Tunneln im Mittelfeld.

6.3 Sonstige Belange

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, erklart, dass die
Denkmalvertraglichkeit bei fast allen Varianten gegeben sei. Sie lehnt allerdings die Vari-
ante D3 ab, da durch die geplanten Brickenbauwerke in der Nahe der hochrangigen Denk-
maler (u.a. die Burgen Trifels und Munz) starke Beeintrachtigungen von Erscheinungs- und

Landschaftsbild zu befiirchten seien.

Gem. der UVS werden direkte Beeintrachtigungen der baulichen Kulturdenkmaler zwar aus-
geschlossen. Aus Sicht der Raumordnung kénnen jedoch indirekte Beeintrachtigungen (auf
das Erscheinungsbild, Landschaftsbild) nicht komplett ausgeschlossen werden. Daher sind

die weiter nordlich verlaufenden Varianten der Variante D3 vorzuziehen.

Die seitens der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchaologie, gegebenen

56



Hinweise zu drei Fundstellen liegen nach Aussage des LBM in einem Bereich, in dem die
mdglichen Trassen unterirdisch in Tunnellage verlaufen. Sie sind daher von einer Uberbau-

ung nicht betroffen.

Die von der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Abt. Erdgeschichte, vorgebrachte Bitte um
weitere Beteiligung im nachfolgenden Verfahren ist nachzukommen. Der Beginn der Erdar-
beiten ist rechtzeitig anzuzeigen, um ggf. geologische und paldontologische Funde recht-

zeitig zu bergen.

Die vom Landesamt fir Geologie und Bergbau formulierten Hinweise, insbesondere bezlig-
lich der Ingenieurgeologie, konnen im Rahmen des nachfolgenden Planfeststellungsverfah-

rens berlcksichtigt werden.

Die Auswirkungen des Vorhabens auf vorhandene oder geplante Einrichtungen der Tele-
kommunikation sowie der Gas- und Stromversorgung fuhren zu keinen Konfliktsituationen.
Den vorgebrachten Anregungen und Hinweisen kann im Rahmen des Planfeststellungsver-

fahrens Rechnung getragen werden.

7. Raumordnerische Gesamtabwagung

Mit dem 4-streifigen Ausbau der B 10 im Bereich von Annweiler am Trifels soll insbesondere
das bestehende erhebliche Gefahrenpotential in den Tunnelabschnitten, das aufgrund der
Einbahnigkeit der Strecke besteht, beseitigt werden. Zudem soll die Verkehrssicherheit

durch eine Verringerung der Staugefahr erhéht werden.

Die meisten Verfahrensbeteiligten aul3ern zwar Bedenken gegen das Vorhaben, stimmen
aber unter Berucksichtigung bestimmter Auflagen letztendlich einer Trassenvariante zu.
Wahrend dabei vor allem seitens der Kommunen Variante B2+a praferiert wird, pladieren
verschiedene andere Beteiligte flr Variante B1+. Der Grof3teil der Naturschutzverbande
lehnt den Ausbau komplett ab. Einigkeit besteht bei allen Tragern o6ffentlicher Belange je-
doch in der klar ablehnenden Haltung gegenuber der vom Landesbetrieb ursprunglich favo-

risiert eingebrachten Variante A2.

Aus Sicht der Oberen Landesplanungsbehérde spiegelt sich dieses gegensatzliche Votum
auch in den abzuwagenden raumordnerischen Belangen wider. Denn wahrend Variante
B1+ vor allem unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten vergleichsweise am besten ab-
schneidet, gefolgt von Variante D2/A1, ist Variante B2+a insbesondere im Hinblick auf die
Larmentlastung die guinstigste Trassenflhrung.
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Wie jedoch bereits zu Beginn ausgefuhrt, entsprechen alle Varianten mit einem 4-streifigen
Neubau nicht den Vorgaben des Bundesverkehrswegeplans, weshalb u.a. Variante B2+a

nicht mit in die Abwagung aufgenommen worden ist.

Allerdings steht mit der Variante B1+ eine Variante zur Verfugung, die ebenfalls zu einer
erheblichen Larmentlastung von Wohn- als auch Erholungsgebieten fuhrt. Gerade unter
dem Gesichtspunkt der Larmentlastung ist diese Linienfihrung daher am besten mit den
Interessen der Kommunen und Birger vor Ort in Einklang zu bringen. Hinzu kommt, dass
diese Variante insbesondere auch unter naturschutzfachlichen Aspekten am gunstigsten
abschneidet. Variante D3 schneidet zwar im Hinblick auf die wasserwirtschaftlichen Belange
am besten ab, die Variante kann jedoch allein schon im Hinblick auf die naturschutzfachli-
chen Belange nicht mit den Zielen der Raumordnung in Einklang gebracht werden. Gleiches
gilt im Ubrigen auch fiir die A-Varianten, die zu einer Neuverlarmung bisher unbelasteter
Wohn- und Erholungsbereiche fuhren wirden und somit zurecht von den betroffenen Kom-
munen und Anwohnern abgelehnt werden. Schliel3lich kommt es bei einem Ausbau auch

darauf an, die Anwohner vor Ort ,mitzunehmen®, indem die Gesamtbelastung reduziert wird.

Nach Abwagung aller genannten Belange stellt sich im Ergebnis daher allein Variante
B1+ als raumvertraglich dar. Alle weiteren Varianten gehen nicht mit den Erfordernis-

sen der Raumordnung konform.

F AbschlieRende Bemerkungen

Ziel der Raumvertraglichkeitsprafung war es, festzustellen, ob eine der vom Landesbetrieb
Mobilitat beantragten Trassen fur den 4-streifigen Ausbau der B 10 zwischen der Anschluss-
stelle B 48 Wellbachtal und der Anschlussstelle Queichhambach mit den Zielen und Grund-
satzen der Raumordnung und Landesplanung Ubereinstimmt und wie diese Trasse mit an-
deren raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen abgestimmt werden kann. Es soll die
unter Berucksichtigung von Umweltgesichtspunkten raumordnerisch gunstigste Losung dar-
gestellt werden. Die RVP beurteilt somit vor dem eigentlichen Genehmigungsverfahren die
grundsatzliche Zulassigkeit des Vorhabens unter raumordnerischen und landesplaneri-

schen Aspekten.

Im Unterschied zum Planfeststellungsverfahren konnen in der RVP daher ausschlieflich die

fur die raumordnerische Zulassigkeit des Vorhabens erheblichen 6ffentlichen Belange Be-
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rucksichtigung finden. Rein privatrechtliche Belange sowie evtl. Enteignungs- und Anpas-
sungsmaflnahmen sind nicht Gegenstand der RVP. Diese sind den nachfolgenden Geneh-
migungsverfahren vorbehalten. Dadurch ergibt sich in der RVP eine groRraumigere Be-

trachtungsweise als im eigentlichen Genehmigungsverfahren.

Die gutachterliche Stellungnahme als Ergebnis der RVP entfaltet gegenuber dem Trager
des Vorhabens und gegenuber Einzelnen keine unmittelbare Rechtswirkung und ersetzt
nicht die zur Verwirklichung des Vorhabens nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen
Genehmigungen, Erlaubnisse oder sonstigen behoérdlichen Entscheidungen. Die gutachter-

liche Stellungnahme ist jedoch bei diesen Entscheidungen zu berucksichtigen.

Die RVP ist damit abgeschlossen. Die Verfahrensbeteiligten erhalten einen Abdruck der

gutachterlichen Stellungnahme.

Struktur- und Genehmigungsdirektion Sud

-Obere Landesplanungsbehorde-

Neustadt an der Weinstral3e, den 26.03.2025
Im Auftrag

Sylvia Gotz

Anhang: Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange und der Birgerinitiativen
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